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Der Autor Prof Dr. ;ur. Hermann Avenarius t- 1938) ist Leiter der Abteilung Recht 
und Verwaltung des Deutschen Institutsfür Internationale Pädagogische For­
schung in Frankfurt/M. 

Schwerpunkte seiner wissenschqftlichen Tätigkeit sind Bildungsrecht und in­
ternational vergleichende Verwaltungsforschung. Er ist Veifasser des von 
Hans Heckei begründeten Standardwerks "Schulrechtskundec: das 1986 in 
6. Auflage erschienen ist. 

Das Thema Azif.gabe dieses Beitrags ist es, das Verhältnis von Staat und katholi­
scher Schule auf der Grundlage der Bestimmungen des Grundgesetzes 
zu skizzieren. 

Leitender Gesichtspunkt ist die Frage nach Stellung und Möglichkeiten 
der katholischen Schule im Rahmen dieser Vorschriften. 
Die Einschränkung auf die verfassungsrechtlichen Bestimmungen er­
laubt es, die Konturen dieses Verhältnisses von Staat und katholischer 
Schule ldarer zu zeichnen. Dabei wird davon abgesehen, die unter­
schiedlichen Bestimmungen der Landesverfassungen im einzelnen zu 
erörtern. 

Ziel ist der AufWeis der verfassungsrechtlichen Möglichkeiten und 
Grenzen der katholischen Schule als Ersatzschule heute. 
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Verzeichnis der in diesem Beitrag verwandten Abkürzungen 

AbI. Amtsblatt 
Abs. Absatz 
Anm. Anmerkung 
Art. Artikel 
Bay, bay. Bayern, bayerisch 

BGB Bürgerliches Gesetzbuch 
BVerfG Bundesverfassungsgericht 
BVerfGE Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 

(Amtliche Sammlung) 
BVerwGE Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts 

(Amtliche Sammlung) 

can. canon 
CIC 1917 Codex Iuris Canonici von 1917 
CIC 1983 Codex Iuris Canonici von 1983 
DJT-SchulGE Schule im Rechtsstaat. Bd. I: Entwurf für ein Landesschulgesetz. 

Bericht der Kommission Schulrecht des Deutschen Juristentages. 
München 1981 

E Entscheidungen (vgl. BVerfGE) 
GG Grundgesetz 
GVBI. Gesetz- und Verordnungsblatt 
HdbStKirchR Handbuch des Staatskirchemechts der Bundesrepublik Deutschland. 

Hg. von E. Friesenhahn und U. Scheuner in Verbindung mit]. Listl. 
Bd. I, Berlin 1974. Bd. II, Berlin 1975. 

Hess, hess. Hessen, hessisch 
i.V.m. in Verbindung mit 
KMK-BeschlS. Sammlung der Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Kultusmini­

ster der Länder in der Bundesrepublik Deutschland. 4 Bde, 3 .  Aufl. 
Neuwied 1982 ff. (Loseblattausgabe) 

KSchG Kündigungsschutzgesetz 
LV Landesverfassung 
Nds, nds. Niedersachsen, niedersächsisch 
NSchG Niedersächsisches Schulgesetz 
NW, nw. Nordrhein-Westfalen, nordrhein-westfalisch 
Rdm. Randnummer 
RGBI. Reichsgesetzblatt 

RKEG Gesetz über die religiöse Kindererziehung 
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RP, rp. Rheinland-Pfalz, rheinland-pfalzisch 

S. Satz, Seite 
Saarl, saarl. Saarland, saarländisch 
SchOG Gesetz zur Ordnung des Schulwesens im Lande Nordrhein-Westfalen 

SchoG Gesetz zur Ordnung des Schulwesens im Saarland 
SchVG Schulverfassungsgesetz 

st. Rspr. ständige Rechtsprechung 

Verf. Verfassung 

WRV Weimarer Reichsverfassung 
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Zum Einfluß der Lange Zeit hat die Kirche das Schulwesen nachhaltig beeinflußt. Dem 
Kirche auf das Vordringen des modemen, säkularen Staates, der den Anspruch auf 
Schulwesen in der Alleinherrschaft über die Schule erhob, hat sie bis weit in unser Jahr­
Neuzeit hundert zähen Widerstand entgegengesetzt. Zwar waren die Schulen 

im Zeitalter der Aufklärung und des Absolutismus schon früh zu »Ver­
anstaltungen des Staates« erklärt worden (§ 1 II 12 des Allgemeinen 
Landrechts für die Preußischen Staaten von 1794). Doch waren es 
überwiegend Geistliche, die in der Mehrzahl der deutschen Länder 
die Schulaufsicht wahrnahmen. 1) 

Ablösung der geistl. Diese Praxis wurde erst durch die Weimarer Reichsverfassung (WRV) 
Schulaufsicht in der beendet, die das gesamte Schulwesen unter die Aufsicht des Staates 
"W'RV stellte (Art. 144 S. 1) und mit der Ausübung der Schulaufsicht aus-

schließlich hauptamtlich tätige, fachmännisch vorgebildete Beamte 
betraute (Art . 144 S. 2). Damit war jedwede Herrschaft der Kirche über 
die Schule beseitigt. Hieran hat sich auch unter der Ordnung des 
Grundgesetzes, dessen Art. 7 Abs. 1 mit Art. 144 S. 1 WRV wörtlich 
übereinstimmt, nichts geändert. 

Die Ausübung der Schulaufsicht durch hauptamtlich tätige, fachlich vorge­
bildete Beamte ist ein inzwischen selbstverständlicher GrurIdsatz, der zwar 

nicht im GrurIdgesetz, wohl aber in den Verfassungen bzw. Schulgesetzen der 
meisten Länder verankert ist (z. B. Art. 130 Abs. 2 bay Verf., § 14 Abs. 5 nw 
SchVG). 

KirchI. Einwir- Das heißt jedoch nicht, daß das Schulwesen kirchlicher Einwirkung 
kungsmöglichkeiten gänzlich entzogen, daß es radikal verweltlicht worden wäre : 
auf das Schulwesen 

- Religionsunter­ Der Religionsunterricht ist bis heute in den öffentlichen Schulen, mit 
richt Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen, als ordentliches Lehrfach 

von Verfassungs wegen gewährleistet (Art. 149 Abs. 1 WRV, Art. 7 
Abs. 3 S. 1 GG). 

Bekenntnisfrei sind die weltlichen Gemeinschaftsschulen oder die Weltan­
schauungsschulen; nicht bekenntnisfrei, also zur Erteilung des Religionsun-

9 

1. Historischer Überblick 

1) So E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789. Band V. Stuttgart 1978, 
S. 884. 
S. auch ehr. Starck, Freiheitlicher Staat und staatliche Schulhoheit. In: Essener 
Gespräche zum Thema Staat und Kirche. Bd. 9. Münster 1975, S. 9 (14 fE). 
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terrichts verpflichtet, sind außer den Bekenntnisschulen auch die christlichen 
Gemeinschaftsschulen. 

(Art. 7 Abs. 3 S. 1 GG findet allerdings gemäß Art. 141 GG [»Bremer 
Klausel«] in Bremen und Berlin keine Anwendung.) 

- Konfissions­ Vor allem aber blieb die Konfessionsschule, so umstritten sie auch 
schule war, die das Volksschulwesen prägende Schulform. 

Wohl hatte Art. 146 Abs. 1 WR V die christliche Gemeinschaftsschule als Re­
gelschule vorgesehen und die Bekenntnisschule nur auf Antrag zugelassen. 
Da aber das rur den Vollzug dieser Bestimmung erforderliche Reichsschul­
gesetz (Art. 146 Abs. 2 S. 3 WRV) nicht zustande kam, galt aufgrund der 
Sperrvorschrift des Art. 174 S. 1 WRV die zuvor gegebene Rechtslage fort­
mit der Folge, daß die Konfessionsschule fiir den Hauptteil des Reichsgebiets 
weiterhin die verfassungsgemäße Schulforrn wal). 

Durch Art. 23 des Reichskonkordats vom 2. 7 . 19333) wurde die Bei­
behaltung und Neueinrichtung katholischer Bekenntnisschulen auch 
völkerrechtlich garantiert. 

Das Reichskonkordat gilt auch nach Gründung der Bundesrepublik Deutsch­
land fort, doch ist die Landesgesetzgebung an dessen Schulbestimmungen 
nicht gebunden (so das Bundesverfassungsgericht in seinem Konkordatsurteil 
von 1957, E 6, 309). 

Rechtsstellung der An der vorwiegend konfessionellen Ausrichtung des Volksschul­
Konfissionsschule wesens änderte sich nach dem Zweiten Weltlaieg zunächst wenig. Die 
nach 1945 Bekenntnisschule, deren verfassungsrechtliche Zulässigkeit in Art. 7 

Abs. 5 GG vorausgesetzt ist, war weiterhin in den meisten Flächenlän­
dem der Bundesrepublik Deutschland die vorherrschende Schul­
form. 

Ablösung der Kon- Sie geriet jedoch mehr und mehr ins Kreuzfeuer der Kritik. Dabei 
fissionsschule durch mischten sich schulpolitische Bestrebungen, die auf eine Landschul-
die (christl.) Ge- reform durch Abschaffung der Zwergschule und durch Errichtung 
meinschqftsschule größerer, leistungsfähigerer Schul einheiten zielten, mit grundsätz­

lichen, aus säkularer Gesinnung und Lebensform herrührenden Über­
zeugungen, die eine konfessionelle Prägung des öffentlichen Schul­
wesens ablehnten. Die Kirche sah sich von der Wucht des Zeitgeistes 
in die Defensive gedrängt und räumte überraschend schnell eine seit 
den Zeiten des Kulturkampfes vehement verteidigte Bastion. So wur­
de die Bekenntnisschule in der zweiten Hälfte der 60er Jahre durch die 
(christliche) Gemeinschaftsschule verdrängt. 

2) Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789, Bd. VI. A. a. O. 1981, S. 946; 
Bd. V, S. 1201 f. 

3) RGBl. II S. 679. 
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Das Bundesverfassungsgericht hat die Vereinbarkeit der christlichen Gemein­
schaftsschule mit dem Grundgesetz in drei Entscheidungen (zu Baden-Würt­
temberg, Bayern und Nordrhein-Westfalen) ausdrücklich bejaht: BVerfGE 
41, 29 (44 ff.); E 41,  65 (77 ff.); E 41,  88 (161 ff.). 

Lediglich Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen kennen noch die 
Grundschule, Nordrhein-Westfalen auch vereinzelt die Hauptschule 
als katholische Schule in öffentlicher Trägerschaft. 

Zur Situation der Nordrhein-Westfalen : 
kath. Bekenntnis­
schule im iffJent­ - Die Grundschule ist Gemeinschafts-, Bekenntnis- oder Weltan­
lichen Schulwesen schauungsschule; die Schulart wird von den Erziehungsberechtig­
NRWs ten bestimmt (Art. 12 Abs. 3 LV; §§ 17, 23 SchOG). 

- Hauptschulen werden von Amts wegen als Gemeinschaftsschulen er­
richtet; auf Antrag von Erziehungsberechtigten sind sie als Be­
kenntnis- oder Weltanschauungsschulen zu errichten, soweit ein 
geordneter Schulbetrieb bei der beantragten Schule (i . d. R. minde­
stens Zweizügigkeit) und der Besuch einer Gemeinschaftsschule in 
zumutbarer Weise gewährleistet sind. 

- Die Umwandlung einer als Bekenntnis- oder Weltanschauungs­
schule errichteten Hauptschule in eine Gemeinschaftsschule (nicht 
umgekehrt!) kommt in Betracht, wenn Erziehungsberechtigte, die 
ein Drittel der Schüler vertreten, dies beantragen (Art. 12 Abs. 4, 5 
LV; §§ 18, 23 SchOG). 

Im Schuljahr 1990/91 waren nach Auskunft des NRW-Kultusministe­
nums von 

1197 kath. 
Bekenntnisschulen, 

insgesamt 110 evang. 
3385 Grundschulen Bekenntnisschulen, 

2078 Gemein­
schaftsschulen 

62 kath. 
insgesamt Bekenntnisschulen, 
1064 Hauptschulen 1002 Gemein­

schaftshauptschulen 
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Zur Situation der Niedersachsen : 
kath: Bekenntnis­

- Die öJfintlichen Schulen sind grundsätzlich Gemeinschaftsschulen (§ 3 schule im öJfintli­
NSchG). chen Schulwesen in 

Niedersachsen - Besonderheiten gelten rur die Grundschule: Sie ist auf Antrag von 
Erziehungsberechtigten als Bekenntnisschule zu errichten, wenn da­
neben der Fortbestand oder die Errichtung mindestens einzügiger 
Grundschulen möglich bleibt (§§ 109 ff. NSchG). 

- Im ehemaligen Land Oldenburg gibt es im Grundschulbereich kraft 
verfassungsrechtlicher Bestandsgarantie nur Bekenntnisschulen (Art. 
55 Vorl. Nds. Verf.). Bei ihnen ist, in Abweichung von den fiir die 
übrigen Bekenntnisschulen erlassenen Bestimmungen, die Aufuah­
me bekenntnisrremder Schüler unter erleichterten Bedingungen 
zulässig (im einzelnen § 118 NSchG). 

Im Schuljahr 1990/91 waren nach Mitteilung des Nds.-Kultusministe­
nunls von 

142 kath. (öffentl.) 
Bekenntnisschulen, 

insgesamt 22 evang. (öffentl.) 
1845 Grundschulen Bekenntnisschulen, 

1681 Gemeinschafts­
schulen 

Situation der kath. Für die katholische Schule ist aus dieser schulpolitischen Umwälzung 
Schule heute eine neue Situation entstanden. Sie hat ihren Schwerpunkt heute 

nicht mehr im öffentlichen, sondern im Privatschulbereich. Katholi­
sche Schule : das bedeutet nunmehr im wesentlichen katholische Pri­
vatschule. 

Qßerverweise Die Untersuchung der Rechtsbeziehung des Staates zur katholischen Schule ist in 
engem Kontext mit der Aufgabenbeschreibung der beiden weiteren Erziehungs­
träger "Familie" und "Kirche" zu betrachten. Zur Ergänzung ist daher auf diese bei­
den Beiträge zu verweisen: 

• G. Hepp, "Die Familie und die katholische Schule" (vgl. Heft 1 dieses Bandes), 
• J. Dikow, "Die Kirche und die katholische Schule" (vgl. Heft 3 dieses Bandes). 

Ausgeblendet werden in diesem Beitrag rechtliche Detailfragen der katholischen 
Schule wie auch deren Stellung im kirchlichen Recht. 

• Diese Themen behandelt Band 4 des Handbuches: "Kirchliches Schulrecht". 
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Nur stichwortartig umrissen werden konnte in der Einleitung die Entwicklung des 
(katholischen) Schulwesens in Deutschland. Ausfiihrlicher hierzu: 

• Band 3 des Handbuches: "zur Geschichte des katholischen Schulwesens". 

Literaturhinweis Zur "Bremer Klausel" sowie zu den verfassungs- und kirchenvertragsrechtlichen 
Grundlagen des Religionsunterrichts ausfiihrIich 

• W. Rees, Der Religionsunterricht und die katechetische Unterweisung in der 
kirchlichen und staatlichen Rechtsordnung. Regensburg 1986, S. 227 ff. 
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2. Das Verhältnis von Staat und katholischer 
Schule in kirchlicher Sicht 

Fortdauernder An- Die Kirche hat seit jeher gegenüber dem Staat das Recht beansprucht, 
spruch der Kirche Schulen aller Wissenszweige und Stufen zu errichten und zu betrei­
auf eigene Schulen ben. Insoweit fUhrt der eIe 1983 (can. 800-§ 1) die im eIe 1917 

(can . 1375) gezogene Linie fort. Dieser Grundsatz liegt sowohl der 
Erziehungsenzyklika Pius' XI. von 1929 »Divini illius magistri" zu­
grunde, wie er auch den Ausgangspunkt der Konzilserklärung von 
1965 über die christliche Erziehung »Gravissimum educationis" 
(GE)4) bildet. 

Anderung im Gleichwohl hat das Zweite Vatikanische Konzil den kirchlichen Erzie­
kirchI. Erziehungs­ hungsanspruch in eine andere Dimension geruckt. Früher galt die 
anspruch seit katholische Schule vor allem als Bollwerk gegen schädliche Einflüsse 
2. Vat. von außen, gegen weltliche Gefahren5). 

Heute wird ihre positive Aufgabe hervorgehoben : 

- Sie soll den Geist der Freiheit und der Liebe des Evangeliums leben­
dig werden lassen; 

- sie soll ihre Schüler dazu erziehen, das Wohl der irdischen Gemein­
schaft zu fördern und zur Ausbreitung des Reiches Gottes beizutra­
gen (so GE nr. 8) 

Anerkennung der Ohnehin ist die negativ-abwehrende, die apologetische Tendenz, die 
staatlichen Kompe­ die vorkonziliare Schulpolitik der Kirche bestimmte, einer optimisti­
tenz im Schulbe­ scheren und zugleich realistischeren Haltung gewichen. Dem Staat 
reich wird im Bildungswesen sehr viel stärker als ehedem eine eigenständi­

ge, gestaltende Rolle zuerkannt. 

Früher sollte er nur dafür sorgen, daß die Schüler neben der notwendigen 
Kenntnis staatsbürgerlicher Pflichten "einen gewissen Grad geistiger, sittlicher 
und körperlicher Kultur" erwarben; in erster Linie hatte er das "ältere Recht 
der Familie auf die christliche Erziehung ihrer Nachkommenschaft zu schüt­
zen und folgerichtig das übematürliche Recht der Kirche auf eine solche 
christliche Erziehung zu achten"6). 

Abgedruckt in: Kleines Konzilskompendium. Alle Konstitutionen, Dekrete und 
Erklärungen des Zweiten Vaticanums in der bischöflich genehmigten Übersetzung. 
Hg. von K 17Rahner/H. Vorgrimler. FreiburgiBasellWien 1984, S. 335-348. 

5) So in der Erziehungsenzyklika "Divini illius magistri" von 1929, nr. 86 ff. 
6) Erziehungsenzyklika, nr. 45; 41. 
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Demgegenüber weist die Konzilserklärung dem Staat nunmehr eine 
umfassendere Zuständigkeit zu: 

Er muß 

- das Recht der Schüler auf angemessene schulische Erziehung schüt­
zen, 

- die Befähigung der Lehrer und die Qp.alität des Unterrichts über­
wachen, 

- fur die Gesundheit der Schüler sorgen, 

- das Schulwesen insgesamt fördern (s. GE nr. 6). 

Die Gemeinsame Synode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland 
verdeutlicht diesen Gedanken, indem sie die Kompetenz des Staates im 
Schulwesen aus dem Erfordernis ableitet, die Gleichheit von Erziehungszie­
len, Leistungsanforderungen und schulischen Einrichtungen im Sinn der ver­
fassungsrechtlich anerkannten Grundwerte und der Prinzipien des demokra­
tischen und sozialen Rechtsstaates zu sichern?) 

Ablehnung eines Zugleich betont die Kirche in der Konzilserklärung die Notwendigkeit 
staatlichen Schul­ eines vielgestaltigen, öffentlich subventionierten Schulwesens, in dem 
monopols die Eltern in der Wahl der Schule wirklich frei sind; unter Berufung 

auf das Subsidiaritätsprinzip lehnt sie ein staatliches Schulmonopol 
ab.s) Auch die Gemeinsame Synode stellt das Recht auf Errichtung, 
Unterhaltung und Prägung von Schulen in freier Trägerschaft in den 
Vordergrund.9) 

Dabei wird, ganz im Sinne eines pluralistischen Gesellschaftsverständnisses, 
ausdrücklich darauf hingewiesen, daß nicht nur der katholischen Kirche, son­
dern den" weltanschaulichen Gruppen" insgesamt die Aufgabe erwachse, ihre 
Vorstellungen in Einrichtungen freier Trägerschaft zu konkretisieren. 1 <) 

Kein Beharren Das Postulat der staatlichen Bekenntnisschule, das noch in der Nach­
mehr auf staatl. kriegszeit, bis in die 60er Jabre, die schulpolitische Linie der deut­
Bekenntnisschule schen Bischöfe bestimmtell), klingt nicht einmal mehr andeutungs­

weIse an. 

Schwerpunkte kirchlicher Verantwortung im Bildungsbereich, nr. 1.2.5. In: Ge­
meinsame Synode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland. Beschlüsse 
der Vollversammlung. Offizielle Gesamtausgabe 1. FreiburgiBaseVWien 1976, 
S. 518-548; hier S. 522. 

s) S. GE nr. 6; vgl. auch eIe 1983, can. 793; 797. 
9) S. Schwerpunkte kirchlicher Verantwortung im Bildungsbereich, nr. 1.2.6. 

A. a. 0., S. 522. 
10) A. a. 0., nr. 1.3.1, S. 523. 
1 1) Dazu K. Erlinghagen, Die Säkularisierung der deutschen Schule. Hannover 1972, 

S. 195 f. 



16 

Aufforderung an Der früher eher defensiven, "antimodernistischen" Auffassung der 
die Eltern, für eine Kirche entsprach das grundsätzliche Verbot des Besuchs akatholi­
christliche Schuler­ scher, neutraler oder gemischter Schulen.12) Der neue Codex wendet 
ziehung zu sorgen das Verbot ins Positive und läßt es dabei mit einer Soll-Vorschrift be­

wenden: Die Eltern "sollen", sofern es möglich ist, ihre Kinder jenen 
Schulen anvertrauen, in denen fur eine katholische Erziehung gesorgt 
wird; andernfalls müssen sie sich um eine katholische Erziehung 
außerhalb der Schule bemühen.13) 

Kein Anspruch Ein kirchliches Aufsichtsrecht auch über öffentliche Schulen wird, im 
auf kirchliches Unterschied zur Erziehungs enzyklika 14), heute nicht mehr geltend ge­
Azifsichtsrecht macht. Statt dessen sind die Gläubigen aufgefordert, durch ihr christli­

ches Vorbild und ihr staatsbürgerliches Engagement darauf hinzuwir­
ken, daß die sittliche und religiöse Erziehung der katholischen Kinder 
auch in nichtkatholischen Schulen gefördert wird.15) 

FtlZit Als Ergebnis läßt sich festhalten, daß die schulpolitische Linie der Kir­
che flexibler und pragmatischer geworden ise6): 

- Sie akzeptiert den Pluralismus der modernen Gesellschaft; 

- sie nimmt davon Abstand, ihren Einfluß auf das öffentliche Schul-
wesen jenseits der Gewährleistung des Religionsunterrichts institu­
tionell abzusichern. 

- Zugleich aber hält sie, entschieden wie eh und je, an ihrem Recht auf 
Gründung und Unterhaltung eigener Schulen fest. 

Qßerverweis Auf die theologische Begründung rur das kirchliche Engagement auf dem Bil­
dungssektor geht der Beitrag von J. Dikow 

• "Die Kirche und die katholische Schule" (vgl. Heft 3 dieses Bandes) ein. 

Literaturhinweise Die Aussagen der Konzilserklärung über die christliche Erziehung "Gravissirnum 
educationis" und weitere themenrelevante Verlautbarungen in Konzilsdokumen­
ten sind zusammengestellt und erläutert bei: 

• W. Rees, Der Religionsunterricht und die katechetische Unterweisung in der 
kirchlichen und staatlichen Rechtsordnung. Regensburg 1986, S. 114 ff. 

12) S. eIe 1917, can. 1374; Erziehungsenzyklika, nr. 79. 
13) S. eIe 1983, can. 798. 
14) Vgl. Erziehungsenzyklika, nr. 2l. 
15) S. GE nr. 7; vgl. auch eIe 1983, can. 799. 
16) So selbst Erlinghagen, Die Säkularisierung der deutschen Schule. A. a. 0., S. 200 f. 
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Die frühere katholische Schuldoktrin untersucht: 

• A. Freiherr von Campenhausen, Erziehungsauftrag und staatliche Schulträger-. 
schaft. Göttingen 1967, S. 115 ff. 

Zur kirchlichen Schulpolitik vor und nach dem II. Vaticanum: 

• F. Pototschnig, Das Bildungswesen. In: J. ListlJH. Müller/H. Schmitz (Hg.), 
Grundriß des nachkonziliaren Kirchenrechts. Regensburg 1980, S. 642 ff. 
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Bedenken gegen Angesichts der divergierenden Wertvorstellungen, die in der plurali­
staatlichen stischen Gesellschaft aufeinanderstoßen und miteinander konkurrie­
Erziehungsaziftrag ren, drängen sich Zweifel auf, ob der Staat überhaupt berufen ist, in 

seinen Schulen junge Menschen zu erziehen. 

Die Bedenken gegen den staatlichen Erziehungsauftrag gründen vor 
allem in dem Argument, der Staat dürfe wegen der ihm aufgegebenen 
Neutralität in den Auseinandersetzungen um die für jede Erziehung 
konstitutiven Grundwerte nicht Partei ergreifen. Demgemäß wird 
etwa gefordert: 

- Der Staat müsse sich in den öffentlichen Schulen nach Möglichkeit 
auf Wissensvermittlung beschränkenI7); 

- er habe die inhaltliche Gestaltung des Unterrichts den Schulen als 
Selbstverwaltungsangelegenheit zu überlassenI8); 

17) Vgl. F. Ossenbühl, Schule im Rechtsstaat. In: Die Öffentliche Verwaltung 1977, 
S. 801 ff; hier S. 808. 

18) Vgl. E. Stein, Das Recht des Kindes aufSelbstentfaltung in der Schule. Neuwiedl 
Berlin 1967. 

3. Das Verhältnis von Staat und katholischer 
Schule im Verfassungsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland 

Die Kirche ist eingebunden in die Rechtsordnung des säkularen Staa­
tes. Ihren aus dem Evangelium, aus göttlichem Recht abgeleiteten 
Anspruch auf pädagogische Wirksamkeit kann sie nur im Rahmen 
und nach Maßgabe des weltlichen Rechts umsetzen. Es ist das welt­
liche Recht, das die Stellung der katholischen Schule im Staat be­
stimmt. 

Das fuhrt zu der grundsätzlichen Frage, 

- wie der Staat in seiner Rechtsordnung die Verantwortung fur die 
Schule regelt, 

- welche Zuständigkeiten er dabei für sich in Anspruch nimmt, 

- wieweit er den verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen und den 
Kirchen Freiräume beläßt. 

3.1 Der staatliche Erziehungsauftrag nach dem Grundgesetz 



19 

er solle die schulische Erziehungsaufgabe einer Vielzahl unabhän­
giger Einrichtungen überlassen, unter denen die Eltern nach dem 
Marktmodell durch Einlösung staatlich finanzierter Bildungsgut­
scheine frei wählen könnten.l� 

GG: Inhalt des Diesen Einwendungen ist entgegenzuhalten, daß die in Art. 7 Abs. 1 
staatlichen Erzie­ GG statuierte Schulaufsicht des Staates nicht auf die äußere Organisa­
hungsauftrags tion des Schulwesens beschränkt ist, sondern den Bildungs- und Erzie­

hungsauftrag mit umfaßt. Der staatliche Erziehungsauftrag bedeutet 
nicht nur Vermittlung von Wissensstoff, sondern hat auch zum Ziel, 
den einzelnen Schüler zu einem selbstverantwortlichen Mitglied der 
Gesellschaft heranzubilden.2� 

Erziehungsziele Die vom Staat in der Schule zu verfolgenden Erziehungsziele ergeben 
sich aus dem Grundgesetz, den Landesverfassungen und den Schulge­
setzen21): Die Schüler sollen zu Selbständigkeit, freiheitlicher und de­
mokratischer Gesinnung, zu Toleranz und Mitverantwortung erzogen 
werden. 

Diese Ziele verkörpern einen ethischen, weltanschaulichen und politi­
schen Mindestkonsens über Grundwerte; über diesen Mindestkon­
sens hinaus muß in einer freiheitlichen demokratischen Ordnung ein 
Pluralismus der Werte akzeptiert werden.22) Das aber heißt, daß das 
staatliche Erziehungsprogramm außerhalb der Konfessionsschule für 
die verschiedenen in der Gesellschaft vorhandenen Wertauffassungen 
offen sein muß, daß der Staat keine missionierende Schule betreiben 
darf. 

"Die öffentliche Schule", so das Bundesverfassungsgericht, "darf keine mis­
sionarische Schule sein und keine Verbindlichkeit christlicher Glaubensinhal­
te beanspruchen; sie muß auch fiir andere weltanschauliche und religiöse 
Inhalte und Werte offen sein. Das Erziehungsziel einer solchen Schule darf­
außerhalb des Religionsunterrichts, zu dessen Besuch niemand gezwungen 
werden kann - nicht christlich-konfessionell fixiert sein."23) 

19) Vgl. ].P. Vogel, Der Bildungsgutschein - eine Alternative der Bildungsfinanzie­
rung. In: Neue Sammlung 1972, S. 514; vgl. auch Th. Haug, Vorn pädagogischen 
Kulturkampf und seiner Vergeblichkeit. In: H. Avenarius u.a. (Hg.), Festschrift für 
E. Stein zum 80. Geburtstag. Bad Hornburg 1983, S. 421. 

20) BVerfGE 47, 46 (71 E). 
21) S. hierzu H. U. Evers, Die Befugnis des Staates zur Festlegung von Erziehungszie­

len in der pluralistischen Gesellschaft. Berlin 1979, S. 34 ff. 
V g1. auch den Beschluß der Kultusrninisterkonferenz "Zur Stellung des Schülers in 
der Schule" vorn 25. 5. 1973 (KMK-BeschlS. Nr. 824), der die unterschiedlichen 
Formulierungen auf einen bundes einheitlichen Nenner zu bringen sucht. 

22) S. Der Hessische Kultusrninister, Allgemeine Grundlegung der hessischen Rah­
menrichtlinien. (Verf. E. Stein). FrankfurtlM. 1978, S. 6. 

23) BVerfGE 41, 29 (51). 
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Dilem1!1a der staatl. Hier zeigt sich zugleich das Dilemma der staatlichen Schule : Sie er­
Schule: Fehlen einer zieht, ohne über ein in sich geschlossenes Erziehungskonzept zu ver­
weltanschaulichen fugen. Ihre Ziele verblassen im abstrakten Konsens, bleiben vage. Sie 
Basis geben Raum fiir divergierende Lebensstile und Verhaltensmuster. 

Darin liegt nicht unbedingt ein Nachteil. Der Schüler erfahrt: frühzeitig die 
Realität des pluralistischen Milieus, wird mit abweichenden Anschauungen 
und Einstellungen vertraut. Seiner Persönlichkeitsentwicklung kann das för­
derlich sein. 

Dies ändert jedoch nichts daran, daß die staatliche Schule eben wegen 
ihrer Offenheit auf Grenzen der pädagogischen Wirksamkeit stößt. 
Da hilft auch ein noch so entschiedener "Mut zur Erziehung" nicht 
weiter . Die öffentliche Schule kann auf letzte Fragen keine Antwort 
geben. Ihr bleibt es versagt, Unterricht und Erziehung in einem be­
stimmten Glauben oder einer bestimmten Weltanschauung zu ver­
ankern. Sie kann kein Bildungsprogramm "aus einem Guß" vermit­
teln . 

Daher: Ablehnung Deshalb geht es nicht an, daß der Staat junge Menschen in seine plura­
eines staatlichen listische Schule hineinzwingt. 
Schulmonopols Gerade in einer freiheitlichen Demokratie läßt sich ein staatliches 

Schulmonopol nicht rechtfertigen. Ein Bildungswesen, das aus der 
Freiheit und zur Freiheit erziehen will, bedarf selbst eines hohen 
Maßes an Freiheit . Dazu gehört, daß Möglichkeiten lebendiger Ge­
staltung und freien Wachstums· eröffnet werden; dazu gehört vor 
allem, daß den Eltern, die ein ihren Überzeugungen entsprechendes 
Profil der Schulerziehung wünschen, die freie Wahl hinsichtlich der 
Bildung ihrer Kinder belassen wird. 

Zulässigkeit eines So ist es nur folgerichtig, daß das Grundgesetz in Art. 7 Abs. 4 die Frei­
korifCssioneUen heit der Priyatschule gewährleistet. Diese Freiheit erstreckt sich auch 
Privatschulwesens auf die konfessionell geprägte Privatschule, zumal das Prinzip der T 0-

leranz verlangt, daß denen, die eine vom Geist ihres Bekenntnisses 
durchdrungene Schulerziehung als wünschenswert erachten, Raum 
fiir die Betätigung des Glaubens wenigstens im privaten Feld belassen 
wird. Im übrigen haben die Vorbehalte gegenüber der konfessionellen 
Privatschule, die nicht selten aus einem laizistisch-antiklerikalen 
Affekt gespeist sind, an Gewicht verloren . Seit die Bekenntnisschule 
im öffentlichen Schulwesen nahezu verschwunden ist, wird die priva­
te Konfessionsschule als Ausweg gesehen, wird sie aus diesem Grunde 
in einigen Bundesländern sogar besonders gefördert. 



3.2 Rechtsgrundlagen der katholischen Schule 

3.2. 1 Garantie der Privatschulfreiheit 
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Art. 7 Abs. 4 S. 1 Verfassungsrechtliche Grundnorm für die Stellung der katholischen 
GG als veifassungs- wie auch jeder anderen freien Schule im Staat ist Art. 7 Abs. 4 S. 1 GG: 
rechtliche Grund- "Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. "  
lage Mit diesem Grundrecht ist zugleich eine Garantie der Privatschule als 

Institution verbunden. Die Garantie sichert dem Privatschulwesen zu­
mindest seinen Bestand und eine seiner Eigenart entsprechende V er­
wirklichung.24) Diese Gewährleistung bindet Gesetzgebung, Verwal­
tung und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht (Art. 1 
Abs.3 GG). 

Hieraus folgt, daß 

- keine Rechtsbestimmung der Garantie der Privatschule widerspre­
chen darf; 

- aus dem Geist der verfassungsrechtlichen Gewährleistungen gesetz­
liche Lücken zu schließen und Zweifel bei der Rechtsanwendung zu 
beheben sind. 

Gesichert ist für jedermann die Freiheit, Privatschulen zu errichten. 
Dieses Recht gilt unabhängig davon, ob ein Bedürfuis für die Schul­
gründung besteht, und auch dann, wenn die öffentliche Schule viel­
leicht Schüler einbüßt. Ebensowenig kann die Schulverwaltung der 
Schließung einer Privatschule mit der Begründung widersprechen, 
daß dann eine öffentliche Schule errichtet werden müßte. In der Er­
richtungsgarantie liegt zugleich eine Bestandsgarantie; die Schule darf 
vom Staat weder geschlossen noch beschränkt werden, solange die Er­
richtungsvoraussetzungen bestehen. 

Art. 7 Abs. 4 Diese Einrichtungsvoraussetzungen sind für Privatschulen, die als 
S. 2-4 GG: - Ersatz für öffentliche Schulen dienen, in Art. 7 Abs. 4 S. 2-4 GG 
Genehmigungsvor- abschließend geregelt. 
aussetzungen für 
die Ersatzschule Die Ersatzschulen bedürfen im Unterschied zu den sog. Ergänzungsschulen, 

die außerhalb des öffentlichen Schulaufbaus stehen, der staatlichen Geneh­
migung (S. 2). Dadurch soll die Allgemeinheit vor unzureichenden Bildungs­
einrichtungen geschützt werden.2 ) 

Die Genehmigung ist gemäß Art. 7 Abs. 4 S. 3 GG zu erteilen (bzw. 
aufrechtzuerhalten), wenn. 

24) S. hierzu BVerfGE 27, 195 (200); E 34, 165 (197); E 75, 40 (61 f.). 
25) S. BVerfGE 27, 195 (203). 



- die Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der 
wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den 
öffentlichen Schulen zurückstehen; 

- eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der 
Eltern nicht gefördert wird. 

Die Genehmigung ist zu versagen (bzw. zu entziehen), wenn die wirt­
schaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht genügend ge­
sichert ist (Art. 7 Abs. 4 S. 4 GG). 

Art. 7 Abs. 5 GG: Eine katholische Privatschule im Volksschulbereich muß nach Art. 7 
Zulassungsvoraus­ Abs. 5 GG zusätzliche Bedingungen erfilllen. Sie ist nur, aber auch im­
setzungen für mer dann zuzulassen, wenn die Unterrichtsverwaltung ein besonderes 
Grund-IHaupt­ pädagogisches Interesse anerkennt oder, auf Antrag von Erziehungs­
schule berechtigten, wenn eine öffentliche katholische Bekenntnisschule in 

der Gemeinde nicht besteht. 

Art. 7 Abs. 1 GG: Gemäß Art. 7 Abs. 1 GG ("Das gesamte Schulwesen steht unter der 
Staatliche Schul- Aufsicht des Staates") unterliegt auch die katholische Schule der staat-
aufsicht über die lichen Schulaufsicht. Bei Ersatzschulen ist diese Aufsicht darauf be-
Ersatzschule schränkt, die Einhaltung der Genehmigungsbedingungen nach Art. 7 

Abs. 4 S. 3 und 4 GG (ggf. auch der Zulassungsvoraussetzungen nach 
Art. 7 Abs. 5 GG) zu überwachen. 

Weitergehend sind die Aufsichtsbefugnisse, wenn der Schule durch staatliche 
Anerkennung Hoheitsrechte verliehen sind, wenn sie also wie eine öffentliche 
Schule Berechtigungen erteilen kann. In diesem Fall ist es Aufgabe der Schul­
behörde zu gewährleisten, daß bei der Aufuahme von Schülern, bei der Ertei­
lung von Zeugnissen und bei der Abhaltung von Prüfungen die fur öffent­
liche Schulen geltenden staatlichen Aufuahme-, Versetzungs- und Prüfungs­
vorschriften beachtet werden. 

Das Grundrecht der Privatschulfreiheit ist jedermann verbürgt. 
Es steht nicht nur natürlichen, sondern gemäß Art. 19 Abs. 3 GG auch 
juristischen Personen zu. Daher können auch die Kirche und die ihr 
zugeordneten Einrichtungen das Grundrecht in Anspruch nehmen. 

Der Umstand, daß der Kirche - d. h. ihren Diözesen und deren Untergliede­
rungen - kraft Tradition der Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
beigelegt is�6), berührt ihre Grundrechtsfähigkeit nicht. Diese Kennzeich­
nung besagt nicht, daß sie wie andere öffentliche Körperschaften dem Staats­
verband eingegliedert und einer besonderen staatlichen Kirchenhoheit unter­
worfen wäre. Vielmehr wird durch diesen Status nur ihre herausgehobene 
Stellung im öffentlichen Leben anerkanntP) Auch die Kirchen und die ihnen 

26) Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV. 
27) So das BVerfG in st. Rspr., zuletzt E 66, 1 (19 f). 
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verbundenen Organisationen können sich daher auf die Garantie der Privat­
schulfreiheit berufen?8) 

Landesveifassun­ In den Landesverfassungen ist das Privatschulwesen entweder gar 
gen und Privat­ nicht (wie in Berlin, Hamburg, Niedersachsen, Schleswig-Holstein) 
schulfreiheit oder nur spärlich geregelt. Allein die Verfassung Nordrhein-West­

falens gewährleistet die Privatschulfreiheit als solche. 

In Nordrhein-Westfalen werden die Bestimmungen des Art. 7 Abs. 4 und 5 
GG als Bestandteil der Landesverfassung (LV) übernommen (Art. 8 Abs. 4 
S. 2 LV). Diese geht insoweit noch über das Grundgesetz hinaus, als sie priva­
ten Ersatzschulen eo ipso die gleichen Berechtigungen wie den entsprechen­
den öffentlichen Schulen und einen Anspruch auf die erforderlichen öffent­
lichen Zuschüsse zuerkennt (Art. 8 Abs. 4 S. 2 und 3 LV). Diese Erweiterung 
der bundesverfassungsrechtlichen Gewährleistung ist nach Art. 142 GG mit 
dem Grundgesetz vereinbar. 

Die Verfassungen Baden-Württembergs, Bayerns, Hessens, Rhein­
land-Pfalz' und des Saarlandes sehen davon ab, ein Grundrecht der 
Privatschulfreiheit zu verbürgen. Sie beschränken sich im wesentli­
chen darauf, die Voraussetzungen fiir die Genehmigung privater Er­
satzschulen festzulegen, und knüpfen dabei zumeist an Art. 7 Abs. 4 
S. 2-4 GG bzw. an die inhaltsgleichen Vorschriften des Art. 147 
Abs. 1 WRV an. 

- Immerhin haben in Baden-Württemberg private mittlere und höhere 
Schulen gemeinnützigen Charakters, die einem öffentlichen Bedürfnis ent­
sprechen und als pädagogisch wertvoll anerkannt sind, Anspruch auf Aus­
gleich der durch Schulgeld- und Lernmittelfreiheit entstehenden finanziel­
len Belastung. 

In Privatschulen umgewandelte öffentliche Bekenntnisschulen (Grund- und 
Hauptschulen) in Südwürttemberg-Hohenzollern werden staatlich gefördert 
und erhalten ebenfalls einen Ausgleich rur die Gewährung von Schulgeld­
und Lernmittelfreiheit (Art. 14 Abs. 2, Art. 15 Abs. 2 LV). 

- Art. 30 Abs. 3 der Verfassung fiir Rheinland-Pfalz und Art. 28 Abs. 3 und 4 
der Verfassung des Saarlandes sichern privaten Ersatzschulen einen An­
spruch auf öffentliche Finanzhilfe zu, behalten die Einzelheiten der Zu­
schuß gewährung indes der gesetzlichen Regelung vor. 

- Die Verfassung Bremens erwähnt zwar in Art. 29 die Privatschulen, aller­
dings ohne jede substantielle Regelung; danach können Privatschulen auf­
grund staatlicher Genehmigung und unter Beachtung der vom Gesetz ge­
stellten Bedingungen betrieben werden. 

28) Die Grundrechtsflihigkeit der Kirchen und der ihr zugeordneten Einrichtungen 
wird vom BVerfG in st. Rspr. bejaht, zuletzt E 70, 138 (160). 
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Da die Landesverfassungen, soweit sie überhaupt einschlägige Bestim­
mungen enthalten, im allgemeinen hinter der durch das Grundgesetz 
gewährleisteten Privatschulfreiheit zurückbleiben, können sie im fol­
genden außer Betracht bleiben. 

Literaturhinweise Zur Rechtslage der privaten Ergänzungsschulen: 

• H. HeckelJH. Avenarius, Schulrechtskunde. Neuwied und Darrnstadt 61986, 
S. 155. 

• J. P. Vogel, Das Recht der Schulen und Heime in freier Trägerschaft. Neuwied 
und Darrnstadt 1984, S. 112 ff. 

Zum Grundrecht der Privatschulfreiheit für kirchliche Schulträger: 

• Th. Maunz, Kirchen als Schulträger. In: HdbStKirchR, Bd. TI, S. 547 ff. 
• F. Müller, Das Recht der Freien Schule nach dem Grundgesetz. Berlin 21982, 

S. 107. 
• E. Stein, Die Kirche als Trägerin von Schulen. In: H.-G.]ung u. a. (Hg.), Auto­

nomie der Kirche. Symposion ftir Arrnin Füllkrug. Neuwied und Darrnstadt 
1979, S. 66 ff. 

Zu den verfassungsrechtlichen Besonderheiten der Privatschule in Nordrhein­
Westfalen: 

• F. Müller, Das Recht der Freien Schule nach dem Grundgesetz. A. a. 0., 
S. 123 ff. 

Zum Status der Kirche als einer Körperschaft des öffentlichen Rechts: 

• E. Friesenhahn, Die Kirchen und Religionsgemeinschaften als Körperschaften 
des öffentlichen Rechts. In: HdbStKirchR, Bd. I. A. a. 0., S. 546 ff. 

3.2.2 Staatskirchenrechtliche Gewährleistungen 

Art. 140 GG Kirche kann sich in ihrer Eigenschaft als Schulträgerin nicht nur auf 
i. v: m. Art. 137 die Garantie der Privatschulfreiheit gemäß Art. 7 Abs. 4 GG, sondern 
Abs. 3 S. 1 W'RV: überdies auf die Vorschrift des Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 
Selbstbestimmungs- S. 1 WRV und entsprechenden Vorschriften der Landesverfassun­
recht der Kirche gen - berufen. 

Art. 137 Abs. 3 S. 1 WRV: 
"Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
selbständig innerhalb der Schranken des fiir alle geltenden Gesetzes." 

Art. 140 GG: 
"Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deut­
schen Verfassung vom 11. August 1919 sind Bestandteile dieses 
Grundgesetzes. " 
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Für das, was im einzelnen als ihre eigene Angelegenheit anzusehen ist, 
kann nicht die Auffassung des zu religiöser und weltanschaulicher 
Neutralität verpflichteten Staates, sondern allein das Selbstverständ­
nis der Kirche maßgeblich sein. Diese erachtet die Gründung und das 
Betreiben von Schulen als Teil ihres Verkündigungs dienstes und so­
mit als eigene Angelegenheit;29) in diesem Selbstverständnis sieht sich 
die Kirche auch durch das Reichskonkordat und durch Konkordate 
mit den Bundesländern Bayern, Niedersachsen und Saarland aus 
neuerer Zeit bestätigt.30) 

Reichweite des Die Selbstordnungs- und Selbstverwaltungsgarantie kommt nicht nur der 
kirchlichen verfaßten Kirche und ihren rechtlich selbständigen Teilen zugute, 
Selbstbestim­ sondern allen der Kirche in bestimmter Weise zugeordneten Einrich­
mungsrechts tungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform, wenn sie nach kirch­

lichem Selbstverständnis ihrem Zweck oder ihrer Aufgabe entspre­
chend berufen sind, ein Stück des Auftrags der Kirche wahrzunehmen 
und zu erfiillen.31) 

Daher ist auch solchen katholischen Institutionen, die nicht förmlich in die 
kirchliche Organisation integriert, aber gleichwohl der Kirche zuzurechnen 
sind (z. B. Stiftungen), die Freiheit zur Gründung und zum Betrieb von Schu­
len durch Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV zusätzlich gewährleistet. 

Das Selbstbestimmungsrecht kirchlicher Schulträger steht freilich unter 
dem Vorbehalt des "fiir alle geltenden Gesetzes", das dem Schutz an­
derer für das Gemeinwesen bedeutsamer Rechtsgüter dient. Zu die­
sem allgemeinen Gesetz gehören nicht zuletzt die Vorschriften des 
Art. 7 Abs. 4 S. 2-4 und Abs. 1 GG. Daher bedarf auch eine katholi­
sche Ersatzschule trotz der Selbstverwaltungsbefugnis ihres Trägers 
der staatlichen Genehmigung nach Art. 7 Abs. 4 S. 2 GG; auch sie un­
tersteht der staatlichen Schulaufsicht. 

Doch sind die Voraussetzungen, unter denen die Genehmigurlg zu erteilen 
bzw. aufrechtzuerhalten ist (Art. 7 Abs. 4 S. 3 und 4 GG) und in deren Rah­
men der Staat seine Aufsicht nach Art. 7 Abs. 1 GG ausübt, ihrerseits im Licht 

29) Vgl. Maunz, Kirchen als Schulträger. In: HdbStKirchR, Bd. II, S. 555; Müller, 
Das Recht der Freien Schule nach dem Grundgesetz. A. a. 0., S. 109. Ferner: 
]. Abr. Frowein, Zur verfassungsrechtlichen Lage der Privatschulen unter besonde­
rer Berücksichtigung der kirchlichen Schulen. Berlin/New York 1979, S. 32 ff. 

30) Art. 25 Reichskonkordat vom 2. 7. 1933 (RGBI. II S. 679); Art. 8 und 9 des Bayeri­
sehen Konkordats vom 29. 3. 1924, zuletzt geändert durch Vertrag vom 29. 9. 1978 
(GVBI. S. 673); Art. 8 des Konkordats zwischen dem Hl. Stuhl und dem Land 
Niedersachsen vom 26. 2. 1965 i. d. F. des Änderungsvertrages vom 21.  5. 1973 
(GVBI. S. 375); Vertrag zwischen dem Hl. Stuhl und dem Saarland über die Privat­
schulen in Trägerschaft der katholischen Kirche vom 21. 2. 1975 (ABI. S. 451). 

31) So das BVerfG in st. Rspr., zuletzt E 70, 138 (162). 
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des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts zu sehen. Der Wechselwirkung von 
Kirchenfreiheit und Schrankenzweck ist jeweils durch entsprechende Güter­
abwägung Rechnung zu tragen; dabei ist dem Selbstverständnis der Kirche 
besonderes Gewicht beizumessen.32) 

Literaturhinweise Grundlegend zum Selbstbestimmungsrecht der Kirche: 

• K Hesse, Das Selbstbestimmungsrecht der Kirchen und Religionsgemeinschaf­
ten. In: HdbStKirchR., Bd. I, S. 409 ff.; hier S. 428 ff. 

Zur Bedeutung des Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV für die kirchliche 
Schulträgerschaft: 

• E. Stein, Die Kirche als Trägerin von Schulen. A. a. 0., S. 69 ff. 

3.2.3 Das Grundrecht der Religionifi"eiheit auch eine Rechtsgrund­
lage für die katholische Schule? 

Art. 4 GG: Grund- Als zusätzliche Gewährleistung der Freiheit zur Errichtung und Un­
recht der Religions- terhaltung katholischer Schulen kommt das Grundrecht der Reli­

.freiheit gionsfreiheit (Art. 4 GG), insonderheit die Garantie der ungestörten 
Religionsausübung (Art. 4 Abs. 2 GG), in Betracht. 

Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG lauten: 
,,(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen 
und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich. 
(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet." 

Art. 4 GG enthält nicht nur ein Individualrecht, sondern auch ein kor­
poratives Recht, das ein Bekennen und Handeln in der religiösen und 
weltanschaulichen Gemeinschaft einschließt. 33) 

Art. 4 GG: Rechts- Einen erheblichen Schritt weiter geht das Bundesverfassungsgericht. 
grundlage auch für In seiner Sicht beschränkt sich die durch Art. 4 Abs. 2 GG geschützte 
die lulth. Privat- Religionsausübung nicht auf den Bereich des Glaubens und des Got-
schule? tesdienstes, sondern umfaßt - nach Maßgabe des Selbstverständnisses 

der Kirchen - überdies "die Freiheit zur Entfaltung und Wirksamkeit 
in der Welt, wie es ihrer religiösen und diakonischen Aufgabe ent-

32) So BVerfGE 53, 366 (401); E 66, 1 (22); E 70, 138 (167); E 70, 278 (289). 
33) So E. Stein, Die Religionsfreiheit im Grundgesetz. In: H. Horn (Hg.) Begegnung 

und Vennittlung. Gedenkschrift rur Ingeborg Röbbelen. Dortrnund 1972, 
S. 237 ff; hier S. 24l. 
U. Scheuner, Das System der Beziehungen von Staat und Kirchen im Grund­
gesetz. In: HdbStKirchR., Bd. I, S. 5 (52 f., 79 f.); J. Listl, Glaubens-, Gewissens-, 
Bekenntnis- und Kirchenfreiheit. In: HdbStKirchR., Bd. I, S. 363 (367). 
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spricht".34) Würde Religionsausübung in diesem weiten Sinne ver­
standen, fiele auch das Betreiben privater Schulen in den Schutzbe­
reich des Art. 4 Abs. 2 GG. 
Diesem Ergebnis sind folgende Erwägungen entgegenzuhalten: 
Art. 4 GG ist in Zusammenhang mit Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 
Abs. 3 WRV zu sehen: 

- Der Systematik der Verfassung liefe es zuwider, daß ein und diesel­
be kirchliche Aktivität - hier das Schule-Halten - von beiden Ge­
währleistungen gleichermaßen geschützt sein soll. Vielmehr stehen 
Religionsfreiheit und kirchliches Selbstbestimmungsrecht in einem 
Verhältnis der Komplementarität zueinander. Art. 4 GG sichert als 
korporatives Grundrecht zuvörderst das kirchlich-religiöse Leben 
in seinem Kembestand; demgegenüber schützt Art. 140 GG 
i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV vor allem die Entfaltung der Kirche in 
ihren äußeren Erscheinungsformen.35) 

- Nur mit Hilfe dieser Unterscheidung entgeht man auch dem sonst 
unaufhebbaren Widerspruch, der daraus herrührt, daß das eine 
Freiheitsrecht (Art. 4 GG) keinem Gesetzesvorbehalt unterliegt, das 
andere hingegen (Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV) durch 
das fiir alle geltende Gesetz beschränkt wird. Die Reichweite der 
Freiheit zur Errichtung und Unterhaltung katholischer Schulen 
kann nicht von der jeweils angewendeten Rechtsnorm abhängig 
sein, kann also ihre Grenze nicht einmal allein in der Verfassung 
selbst, das andere Mal in den - wenn auch beweglichen Schran­
ken des allgemeinen Gesetzes finden. 

Mithin scheidet Art. 4 GG als Rechtsgrundlage fiir das Betreiben 
katholischer Schulen aus. Gleichwohl ist diese Vorschrift im Zu­
sammenhang mit der Rechtsstellung der katholischen Schulen 
nicht bedeutungslos. Sie greift immer dann ein, wenn der Schul­
träger bei der Gestaltung der Schule die religiöse Substanz des Er­
ziehungsauftrags zur Geltung bringt. Im übrigen aber erweist sich 
Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV als die einschlägige 
staatskirchenrechtliche Garantie der katholischen Schule. 

Fazit Kirchliche Schulträger können sich sowohl auf das Grundrecht der 
Privatschulfreiheit als auch rur die Garantie ihres Selbstbestimmungs­
rechts berufen. Zwar gewähren im Regelfall beide Normen denselben 

34) Dies ist eine immer wiederkehrende Formel des Bundesverfassungsgerichts. 
Grundlegend sein Beschluß zur "Aktion Rumpelkammer", E 24, 236 (248). Zuletzt 
BVerfGE 70, 138 (163). 

35) Vgl. K Hesse, Das Selbstbestimmungsrecht der Kirchen und Religionsgemein­
schaften. In: HdbStKirchR, Bd. I, S. 413 f. 
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Difinition im Welche Schule als katholische Schule zu gelten hat - eine Frage, die 
GIG 1983 vor allem im Hinblick auf Art. 7 Abs. 5 GG (Zulassung privater katho­

lischer Grundschulen) bedeutsam ist -, das zu entscheiden ist dem zu 
religiöser und weltanschaulicher Neutralität verpflichteten Staat ver­
wehrt. Hierfür kommt es gemäß Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 
WRV und Art. 4 GG allein auf das kirchliche Selbstverständnis an. 
Was die Kirche unter "katholischer Schule" versteht, hat sie im can. 
803 definiert: 

"§ 1. Unter katholischer Schule versteht man die Schule, die von der zuständi­
gen kirchlichen Autorität oder einer öffentlichen kirchlichen juristischen Per­
son gerohrt wird oder die von der kirchlichen Autorität durch ein schriftliches 
Dokument als solche anerkannt ist. 
§ 2. In der katholischen Schule müssen Unterricht und Erziehung von den 
Grundsätzen der katholischen Lehre geprägt sein; die Lehrer haben sich 
durch Rechtgläubigkeit und rechtschaffenen Lebenswandel auszuzeichnen. 
§ 3. Keine Schule, selbst wenn sie tatsächlich katholisch ist, darf die Bezeich­
nung Katholische Schule fuhren, es sei denn mit Zustimmung der zuständigen 
kirchlichen Autorität." 

Das kirchliche Gesetzbuch verwendet also zur Kennzeichnung der 
katholischen Schule formale und materiale Kriterien. 

36) F. Müller, Das Recht der Freien Schille nach dem Grundgesetz. A. a. 0., S. 1 1 1; 
322. 

Schutz.36) Doch können sich aus der religiösen Prägung der Schule Be­
sonderheiten ergeben, die den Rückgriff auf Art. 140 GG i. V. m. 
Art. 137 Abs. 3 WRV, ggf. auch auf Art. 4 GG nahelegen. 

Literaturhinweise Zu Art. 4 GG 

• E. Stein, Die Religionsfreiheit im Grundgesetz. In: H. Horn (Hg.), Begegnung 
und Vermittlung. Gedenkschrift fiir Ingeborg Röbbelen. Dortmund 1972, 
S. 237 ff. 

• U. Scheuner, Das System der Beziehungen von Staat und Kirchen im Grund­
gesetz. In: HdbStKirchR, Bd. I, S. 5 fE 

• J. Listl, Glaubens-, Gewissens-, Bekenntnis- und Kirchenfreiheit. In: HdbSt­
KirchR, Bd. I, S. 363 fE 

3.2.4 Begriffsbestimmung der katholischen Schule 



AUS$chlirflliche Der Staat darf nur auf die formale Begriffsbestimmung abheben: Er 
Rechtsverbindlich­ hat diejenige Schule als katholisch zu akzeptieren, die nach Auffas­
keit der formalen sung der Kirche katholisch ist: sei es, daß diese selbst (z. B. eine Diöze­
Kriterien für den se) Trägerin der Schule ist, sei es, daß der Diözesanbischof als zustän­
Staat dige kirchliche Autorität (vgl. can. 381 - § 1 eIq einer sonstigen Pri­

vatschule die Eigenschaft, katholische Schule zu sein, ausdrücklich 
zuerkannt hat. Ob die Schule auch in der Praxis den Grundsätzen der 
katholischen Lehre folgt, ob sie also den inhaltlichen Maßstäben des 
can. 803 - § 2 eIe entspricht, darüber hat der Staat nicht zu urteilen. 
Daher muß er eine Schule in unmittelbarer oder mittelbarer T räger­
schaft der Kirche auch dann als katholische Schule gelten lassen, wenn 
sie nach seiner Meinung eine katholische Prägung vermissen läßt, 
zum Beispiel deshalb, weil ihr eine größere Anzahl nichtkatholischer 
Lehrer oder Schüler angehört. Umgekehrt darf er eine Privatschule, 
die Erziehung und Unterricht offenkundig am katholischen Bekennt­
nis orientiert, nicht als katholische Schule behandeln, solange sie der 
erforderlichen bischöflichen Anerkennung oder Zustimmung erman­
gelt. 

Fazit Die Entscheidung darüber, welche Schulen das Prädikat "katholisch" 
tragen dürfen obliegt mithin allein der katholischen Kirche. 
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4. Freiheit und Bindung der katholischen Schule 

Die folgenden Ausfiihrungen befassen sich ausschließlich mit der 
katholischen Ersatzschule. Das hat zwei Gründe: 

- Die vorhandenen katholischen Schulen fallen ganz überwiegend in 
diese Kategorie. 

- Nur bei der von der staatlichen Genehmigung abhängigen Ersatz­
schule wirft das Verhältnis von Freiheit und Bindung der katholi­
schen Schule spezifische Probleme auf, da sie in ihrer Gestaltungs­
freiheit durch die für die Erteilung und Fortdauer dieser Genehmi­
gung zu erfilllenden Voraussetzungen nach Art. 7 Abs. 4 GG be­
grenzt ist. 

Der Schwerpunkt der Erörterungen liegt daher auf den Problemen, 
die aus dem kirchlich-konfessionellen Charakter der katholischen Er­
satzschule herrühren. Demgegenüber treten Gesichtspunkte, die die 
private Ersatzschule im allgemeinen und insoweit auch die katholische 
Schule betreffen - so zum Beispiel die staatliche Anerkennung und 
Subventionierung - in den Hintergrund. 

Zur Anerkennung der Ersatzschule hat das Bundesverfassungsgericht (E 27, 
195) festgestellt: 
Der genehmigten Ersatzschule steht kein verfassungsverbfugter Anspruch auf 
Anerkennung zu. 
Genehmigung und Anerkennung haben unterschiedliche Bedeutung: 

- Mit der Genehmigung wird klargestellt, daß die Privatschule als Ersatzschu­
le, an der die Schulpflicht erfüllt werden kann, geeignet ist; 

demgegenüber bewirkt die Anerkennung, daß die Privatschule darüber hin­
aus wie eine öffentliche Schule Berechtigungen vermitteln kann. 

Im einen Fall geht es also um eine Unbedenklichkeitsbescheinigung, im ande­
ren Fall um die Verleihung von Hoheitsrechten (5. 203 f.). Die Länder dürfen 
aber das Institut der Anerkennung nicht dazu benutzen, die Ersatzschule zur 
Anpassung an die öffentlichen Schulen in einem der Sache nach nicht gebote­
nen Umfang zu veranlassen (5. 209).37) 

Zur staatlichen Subventionierunf" privater Ersatzschulen hat das BVerfG in 
seinem Urteil vom 8. 4. 19873 ) klargestellt: 

37) Einen Rechtsanspruch der genehmigten ErsatzschuIe auf staatliche Anerkennung 
bejaht demgegenüber F. Müller, Das Recht der Freien Schule nach dem Grund­
gesetz. A. a. 0., S. 353 fE 

38) E 75, 40 (62 fE). 
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Aus Art. 7 Abs. 4 S .  1 GG ergibt sich eine Verpflichtung des Gesetzgebers, die 
(genehmigten, nicht nur die anerkannten) privaten Ersatzschulen zu schützen 
und zu fördern. Doch bleibt es der Entscheidung des Gesetzgebers überlas­
sen, in welcher Weise er diese Schutzpflicht erfiillt; ein unmittelbarer Subven­
tionsanspruch läßt sich demnach aus Art. 7 Abs. 4 GG nicht ableiten. Eine 
Handlungspflicht des Gesetzgebers wird erst dann ausgelöst, wenn das Ersatz­
schulwesen in seinem Bestand bedroht ist. Außerdem steht die Förderungs­
pflicht von vornherein unter dem Vorbehalt dessen, was vernünftigerweise 
von der Gesellschaft erwartet werden kann; darüber hat in erster Linie der Ge­
setzgeber in eigener Verantwortung unter Berücksichtigung auch anderer Ge­
meinschaftsbelange und der Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleich­
gewichts zu befinden. Bei der Gewährung von Subventionen unterliegt der 
Staat den Beschränkungen, die sich aus Art. 3 GG ergeben; eine unterschiedli­
che Höhe der Zuschüsse je nachdem, ob es sich um bekenntnismäßig oder 
weltanschaulich gebundene Träger handelt oder nicht, verstößt gegen den 
Gleichheitssatz. 

Literaturhinweise Das Finanzhilfe-Urteil des BVerfG ist dokumentiert und ausgewertet bei 

41& F. Müller (Hg.), Zukunftsperspektiven der Freien Schule. Berlin 1988 . 
• B. PierothiG. F. Schuppert (Hgg.), Staatliche Privatschulfinanzierung vor dem 

Bundesverfassungsgericht. Baden/Baden · 1988. 

Eine Übersicht über den neuesten Stand von Rechtsprechung und Literatur "Zur 
Privatschulsubventionierung" gibt 
41& G. Eiselt in: DOV 1987, S. 557. 

Grundlegend zu dieser Thematik auch: 
41& F. Müller/B. Pieroth/L. Fohmann, Leistungsrechte im Normbereich einer Frei­

heitsgarantie. Berlin 1982. 

4.1 Bildungsprogramm der katholischen Schule 

Die katholische Schule dient wie jede Schule der Eingewöhnung und 
Einbindung junger Menschen in die Kultur der Gegenwart. Sie hat 
ihre Schüler zu lebenstüchtigen, selbständigen, verantwortlich han­
delnden Bürgern eines demokratischen Gemeinwesens und einer offe­
nen Gesellschaft zu erziehen. 

oprium der kath. Ihre Besonderheit, ihr Proprium, liegt darin, daß sie diese Bildungs­
chule arbeit am christlichen Menschen- und Weltverständnis orientiert. Bil­

dung und Erziehung beruhen auf einem in sich geschlossenen Sinn­
entwurf, der der öffentlichen Schule fehlen muß. So gewinnt die ka­
tholische Schule ihr Profil aus dem Glauben an Christus, aus der Ver­
heißung der durch seine Menschwerdung, seinen Kreuzestod und sei­
ne Auferstehung erlösten Welt. 
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Grenzen aufgrund Doch darf sich auch die im christlichen Glauben gründende katholi­
staatl. Genehmi­ sche Schule nicht über die Genehrnigungsbedingungen nach Art. 7 
gungsbedingungen? Abs. 4 GG hinwegsetzen. Dazu zählt insbesondere die Forderung, daß 

sie in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der wissenschaft­
lichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter der entsprechenden 
öffentlichen Schule zurücksteht (Art. 7 Abs. 4 S. 3 GG). Das "Nicht­
zurückstehen" der privaten Ersatzschule wird üblicherweise als 
Gleichwertigkeit bezeichnetl9); damit soll zum Ausdruck gebracht 
werden, daß ihr keine Gleichartigkeit mit der öffentlichen Schule ab­
verlangt werden kann. 

- Gleichwertigkeit Im Zusammenhang mit dem Bildungsprogramm der katholischen 
der "Lehrziele " Schule geht es um die Gleichwertigkeit ihrer "Lehrziele ": Sie darf in der 

inhaltlichen Orientierung und Gestaltung des Unterrichts nicht hin­
ter der ihr entsprechenden öffentlichen Schule zurückstehen. 

Die Anforderungen, die sich daraus fUr die private Ersatzschule im all­
gemeinen ergeben, sind in der schulrechtlichen Literatur vielfach be­
legt. Für die katholische'Schule stellt sich vor allem die Frage, ob und 
wieweit sie an die vom Staat vorgegebenen allgemeinen Erziehungs­
ziele und an den fur die öffentliche Schule maßgeblichen Fächerka­
non gebunden ist. 

- Christliche Was die christliche Prägung angeht, so wirkt sich das Freiheitsrecht der 
Prägung katholischen Schule nach Art. 7 Abs. 4 S. 1 GG uneingeschränkt aus. 

Kraft dieser verfassungsrechtlichen Gewährleistung hat sie das Recht, 
einen eigenverantwortlich geprägten und gestalteten Unterricht zu er­
teilen; das betrifft insbesondere die Erziehungsziele, die christlich-re­
ligiöse Grundlegung, die Lehrinhalte und -methoden40). Diese Frei­
heit wird durch das Postulat der Gleichwertigkeit der Lehrziele nicht 
berührt. 

Die katholische Schule verfolgt ein Bildungskonzept, dem in seiner 
Ausrichtung am christlichen Menschenbild nichts Entsprechendes 
im öffentlichen Schulwesen gegenübersteht. Dem weltanschaulich 
neutralen Staat ist es versagt, die diesem Bildungskonzept zugrunde 
liegenden Glaubensgehalte und Wertvorstellungen an der Elle der 
Gleichwertigkeit zu messen.41) 

39) So zuletzt das BVerfG E 75, 40 (62). 
40) BVerfGE 27, 195 (200 E). 
41) Evers, Die Befugnis des Staates zur Festlegungvon Erziehungszielen in der plurali­

stischen Gesellschaft. A. a. 0., S. 154; Th. Maunz, in: MaunzlDüriglHerzogi 
Scholz, Grundgesetz. Kommentar. München 1983 ff., Art. 7, Rdnr. 75. 



- Staatsbürger­ Anders steht es um die aUgemeinen schulischen Erziehungsziele, die sich 
liche Erziehung aus Grundgesetz, Landesverfassung und Schulgesetz ergeben. Hinter 

ihnen darf die katholische Schule nicht zurückstehen. Auch sie muß 
wie jede andere private Ersatzschule und nicht weniger als jede öffent­
liche Schule ihre Schüler zu selbständigem kritischen Urteil, eigenver­
antwortlichem Handeln, freiheitlicher und demokratischer Gesin­
nung, zu Toleranz und sozialem Engagement befähigen. 

Literaturhinweise Zur Mißdeutbarkeit des Begriffes »Gleichwertigkeit": 

.. F. Müller, Das Recht der Freien Schule nach dem Grundgesetz. A. a. 0., 
S. 137 ff. 

Zu den Anforderungen, die sich aus dem Postulat der »Gleichwertigkeit der Lehr­
ziele" ergeben, nehmen Stellung: 

• F. Müller, Das Recht der Freien Schule nach dem Grundgesetz. A. a. 0., 
S. 133 ff. 

• J. P. Vogel, Das Recht der Schulen und Heime in freier Trägerschaft. A. a. 0., 
S. 66 ff. 

• N. Niehues, Schul- und PfÜfungsrecht. München 21983, S. 106 ff. 
• H. Avenarius, Gesetzesvorbehalt und Privatschulrecht. In: Schule im Rechts­

staat. Bd. II. Gutachten fiir die Kommission Schulrecht des Deutschen Juristen­
tages. München 1980, S. 153 ff.; hier S. 163 ff. 

Zur Relevanz der allgemeinen schulischen Erziehungsziele: 

• H.-K Evers, Die Befugnis des Staates zur Festlegung von Erziehungszielen in 
der pluralistischen Gesellschaft. A. a. 0., S. 154. 

• F. Müller, Das Recht der Freien Schule nach dem Grundgesetz. A. a. 0., S. 135. 

Gleichwertigkeit Die katholische Schule darf in der Breite des Bildungsprogramms nicht 
des Fächerkanons hinter der öffentlichen Schule zurückstehen. Es geht daher nicht an, 

daß sie zum Beispiel Unterricht in Fremdsprachen, Naturwissenschaf­
ten, Gemeinschaftskunde oder Sport einfach beiseite läßt, sofern diese 
Lernbereiche fiir die entsprechende öffentliche Schulform vorge­
schrieben sind. Das heißt keineswegs, daß sie den Fächerkanon in 
allen seinen Einzelheiten übernehmen müßte. So mag sie etwa der 
musischen Erziehung größeres Gewicht beimessen: sie kann beispiels­
weise im gymnasialen Bildungsgang Latein statt Englisch als erste, 
Griechisch statt Französisch als zweite Fremdsprache vorsehen. 

Verpflichtung zum Eine katholische Schule, die aufgrund ihres religiös geprägten Bil­
Sexualuntemcht? dungskonzepts den Eltern die ausschließliche Zuständigkeit fiir die 

Sexualerziehung ihrer Kinder zuweist, kann nicht verpflichtet sein, 
Sexualkunde - die nicht nur biologische Fakten vermitteln, sondern 
Einstellungen und Verhalten der Schüler im sexuellen Bereich prägen 
soll - als Fach oder fächerübergreifenden Unterricht zu veranstalten. 
Diese Selbstbeschränkung bedeutet zwar ein Zurückstehen hinter 
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dem fur öffentliche Schulen verbindlichen Lehrziel Sexualerziehung. 
Doch wird das Gleichwertigkeitspostulat insoweit durch die Gewähr­
leistungen des Selbstbestimmungsrechts der Kirche (Art. 140 GG 
i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV) und der Glaubens-, Gewissens- und Be­
kenntnisfreiheit (Art. 4 GG) relativiert. 

In dieser Frage zeichnet sich eine Parallele zur Rechtslage des Reli­
gionsunterrichts im öffentlichen Schulwesen ab: Sowenig wie eine be­
kenntnisfreie Schule angesichts ihres nicht-christlichen Charakters 
zur Erteilung von Religionsunterricht verpflichtet ist (Art. 7 Abs. 3 
S. 1 GG), sowenig kann einer katholischen Privatschule gegen ihr reli­
giös-pädagogisch geprägtes Selbstverständnis die Durchfiihrung von 
Sexualerziehung abverlangt werden. 

In der Praxis ergeben sich in diesem Zusammenhang allerdings kaum Proble­
me. Üblicherweise erachten katholische Schillen Sexualerziehung als ver­
pflichtenden Bestandteil ihres Bildungsprogramms. Selbstverständlich kön­
nen sie hierbei ihre eigenen Anschauungen zur Geltung bringen und den Un­
terricht in ihr vom Glauben getragenes Bildungskonzept einbetten. 

Literaturhinweise Zur Relativierung des Gleichwertigkeitspostulats hinsichtlich der Sexualerziehungs. 

• H. Avenarius, Gesetzesverhalt und Privatschulrecht. A. a. 0., S. 165. 
• J. Abr. Frowein, Zur verfassungsrechtlichen Lage der Privatschulen unter beson­

derer Berücksichtigung der kirchlichen Schulen. A. a. 0., S. 37 f. 

Anderer Ansicht hinsichtlich privater Ersatzschulen im allgemeinen sind: 

• Schule im Rechtsstaat. Bd. 1: Entwurf fiir ein Landesschulgesetz. Bericht der 
Kommission Schulrecht des Deutschen Juristentages. München 1981, S. 394. 

• N. Niehues, Schul- und Prüfungsrecht. München 21983, S. 108. 

Evangelischer Reli­ Verschiedentlich taucht die Frage auf, ob katholische Schulen, denen 
gionsunterricht an evangelische Schüler in größerer Zahl angehören, evangelischen Reli­
kath. Schulen? gionsunterricht erteilen müssen. Aus Art. 7 Abs. 3 S. 1 GG ergibt sich 

eine solche Verpflichtung rur die katholische Schule nicht; diese Vor­
schrift gilt nur fur öffentliche Schulen. 

Verschiedene Landesverfassungen erstrecken allerdings - wie früher Art. 149 
Abs. 1 S. 1 WRV - die Verpflichtung zur Erteilung von Religionsunterricht 
auch aufPrivatschillen (vgl. Art. 136 Abs. 2 bay Verf.; Art. 57 hess. Verf.; Art. 
14 Verf. NRW; Art. 34 S. 1 Verf. RP). Das gilt selbstverständlich dann nicht, 
wenn es sich um bekenntnisfreie private Schillen handelt.42) 

42) V gl. C. Link, Religionsunterricht. In: HdbStKirchR, Bd. II, S. 502 ff., hier S. 5 19; 
Rees, Der Religionsunterricht und die katechetische Unterweisung in der kirch­
lichen und staatlichen Rechtsordnung. A. a. 0., S. 261 f. 
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Doch hat die katholische Schule aufgrund der von ihr zu wahrenden 
Gleichwertigkeit der Lehrziele Sorge zu tragen, daß fur sämtliche, also 
auch für die evangelischen Schüler in geeigneter Weise Religionsun­
terricht angeboten wird. 

Dabei kann die Schule allerdings, wie auch im öffentlichen Schulwesen 
üblich, die Einrichtung des Religionsunterrichts von der Festsetzung einer 
Mindestzahl evangelischer Schüler je Jahrgangsstufe abhängig machen. An­
derenfalls würden ihr kaum überwindbare organisatorische Schwierigkeiten 
aufgebürdet.43) 

Soweit evangelische Eltern bzw. (religionsmündige) evangelische 
Schüler die T eilnahrne am katholischen Religionsunterricht wün­
schen, erweist sich die Einrichtung eines evangelischen Religions­
unterrichts als entbehrlich. 

Bereits für den Religionsunterricht an öffentlichen Schulen gilt, daß die Ent­
scheidung über die Teilnahme konfessionsfremder Schüler der für den Unter­
richt verantwortlichen Religionsgemeinschaft obliegt; die Zulassung gehört 
zu den Grundsätzen der Religionsgemeinschaft, mit denen der Unterricht 
gemäß Art. 7 Abs. 3 S. 2 GG übereinstimmen muß.44) Um so weniger ist die 
katholische Privatschule gehindert, evangelischen Schülern auf Wunsch die 
Teilnahme am katholischen Religionsunterricht zu gestatten. 

Legen sie hingegen Wert auf einen an ihrem Bekenntnis ausgerichte­
ten Religionsunterricht, muß die katholische Schule diesem Stand­
punkt angemessen Rechnung tragen. 

Das Argument, evangelischer Religionsunterricht erweise sich als Fremdkör­
per in ihrem Bildungsprogramm und könne ihr mit Rücksicht auf Art. 140 
GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV und Art. 4 GG nicht zugemutet werden, 
hätte zur Folge, daß die evangelischen Schüler gegen ihren Willen gar keinen 
oder bekenntnisfremden, nämlich katholischen Religionsunterricht erhiel- ' 
ten. Abgesehen davon, daß diese Konsequenz mit dem Geist der Ökumene 
nur schwer zu vereinbaren wäre: Wenn der katholischen Schule an konfessio­
neller "Eindeutigkeit" gelegen ist, sollte sie bereits auf die Aufuahme evangeli­
scher Schüler verzichten. Tut sie jedoch den ersten Schritt, kann sie vor dem 
zweiten nicht haltmachen. Sie hat daher in diesem Fall evangelischen Schü­
lern zumindest die Teilnahme an einer ihrem Bekenntnis entsprechenden re­
ligiösen Unterweisung zu ermöglichen. 

Literaturhinweise Zur rechtlichen Grundlage des Religionsunterrichts: 

• C. Link, Religionsunterricht. In: HdbStKirchR, Bd. TI, S. 503 fE 
• W. Rees, Der Religionsunterricht und die katechetische Unterweisung in der 

kirchlichen und staatlichen Rechtsordnung. Regensburg 1986, S. 227 fE 

43) C. Link, Religionsunterricht. In: HdbStKirchR, Bd. TI, S. 503 f. 
44) BVerfGE 74, 244 (253 fE); BVerwGE 68, 16 (19 f.). 
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4.2 Organisation und Ausstattung (insbesondere Eltern­
mitwirkung) der katholischen Schule 

Postulat der Gleich- In ihrer Organisation und Ausstattung muß die katholische Schule, 
wertigkeit der Ein- will sie die staatliche Genehmigung er- und behalten, den Anforde­
richtungen rungen genügen, die sich aus dem Postulat der Gleichwertigkeit der 

Einrichtungen (Art. 7 Abs. 4 S. 3 GG) ergeben. 

Zu den Einrichtungen gehört alles, was an äußeren Rahmenbedingun­
gen der Schule dazu dient und geeignet ist, ihre Q!Ialität auszuweisen. 
Einbezogen sind sowohl Sachen als auch Organisationsformen, so­
weit sie für den ordnungsgemäßen Betrieb der Schule wesendich 
sind.45) 

Hierzu zählen u. a. 
- die Ausstattung der Schule mit Inventar und Sachmitteln, 

- die Klassen- oder Kursgliederung, 

- die Schülerhächstzahlen . je Klasse bzw. Kurs (Klassen- und Kursfrequen-
zen), 

- die Schüler-lehrer-Relationen, 

- die Ferienordnung. 

Nicht zu den Einrichtungen rechnen Maßnahmen, die zur Erfullung polizei­
rechtlicher Bestimmungen (z. B. auf dem Gebiet des Baurechts, des Feuer­
schutzes, des Gesundheitswesens) zu treffen sind. Sie liegen außerhalb des 
Normbereichs der Privatschulfreiheit; hier gilt daher nicht der Grundsatz der 
Gleichwertigkeit, sondern der strikten Beachtung allgemein geltender Rechts­
vorschriften. 46) 

. Literaturhinweis Zu den Einrichtungen ausfiihrlich: 

• F. Müller, Das Recht der Freien Schule nach dem Grundgesetz. A. a. 0 .• 

S. U8 ff. 

Mitwirkung der Einer gesonderten Erörterung bedarf die Frage, ob die katholische 
Eltern Schule zu einer Schulverfassung verpflichtet ist, die Eltern und Schü­

lern die Mitwirkung an schulischen Angelegenheiten ermöglicht. 

Da die gesetzlich vorgeschriebenen Partizipationsstrukturen ein we­
sentliches Element der Einrichtungen öffentlicher Schulen bilden, 

45) So N. Niehues, Schul- und Prüfungsrecht. München 21983. S. 108. 
46) S. hierzu F. Müller, Das Recht der Freien Schule nach dem Grundgesetz. A. a. 0., 

S. 129 f. 
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müssen private Ersatzschulen mit Rücksicht auf das Gleichwertig­
keitsgebot grundsätzlich angemessene Formen der Mitwirkung eröff­
nen.47) 

Bei Privatschulen in kirchlicher Trägerschaft ist jedoch Art. 140 GG 
i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV in die Betrachtung einzubeziehen: So­
fern eine katholische Schule nach dem religiöserzieherischen Selbst­
verständnis des Trägers die organisierte Beteiligung von Schülern und 
Eltern ablehnt, kann ihr die Genehmigung gleichwohl nicht versagt 
bzw. entzogen werden. So wichtig solche Partizipationsregelungen im 
Allgemeininteresse auch sein mögen, so fuhrt die Abwägung mit dem 
kirchlichen Selbstbestimmungsrecht doch zu dem Ergebnis, daß sie 
gegenüber einer auf dem Selbstverständnis des Schulträgers beruhen­
den andersartigen Leitungs- und Entscheidungsstruktur zurückstehen 
müssen. 

Daraus ergibt sich keineswegs ein Freibrief fiir einen autoritären Führungs­
und Erziehungsstil. Die katholische Schule muß wie jede andere Schule dar­
aufhinwirken, daß ihre Schüler im demokratischen Bewußtsein, im Geist der 
Toleranz und sozialer Mitverantwortung aufwachsen. 

Q;terverweis Die Notwendigkeit der elterlichen Mitwirkung an katholischen Schulen fiir eine 
ganzheitliche christliche Erziehung der Kinder hat G. Hepp in seinem Beitrag 

• "Die Familie und die katholische Schule" (vgl. Heft 1 dieses Bandes) 

herausgestellt. 

Literaturhinweise Weitere Literatur zur Frage der Mitwirkung an der katholischen Schule: 

Angemessene Mitwirkungsfonnen an privaten Ersatzschulen halten fiir geboten: 
• N. Niehues, Schul- und Prüfungsrecht. A. a. 0., S. 109. 
• H. HeckeVH. Avenarius, Schulrechtskunde. A.a.O., S. 150. 

Eine ablehnende Haltung nehmen dagegen ein: 
• F. Müller, Das Recht der Freien Schule nach dem Grundgesetz. A. a. 0., 

S. 237 ff.; 336 ff. 
• J. P. Vogel, Das Recht der Schulen und Heime in freier Trägerschaft. A.a.O., 

S. 75. 
• J. Abr. Frowein, Zur verfassungsrechtlichen Lage der Privatschulen unter beson­

derer Berücksichtigung der kirchlichen Schulen. A. a. 0., S. 27 ff. 

47) Dies unterstreicht - im Sinne eines "Minimums an Mitbestimmung" - der Ent­
wurf fiir ein Landesschulgesetz. Bericht der Kommission Schulrecht des Deut­
schen Juristentages. In: Schule im Rechtsstaat. Bd. 1. München 1981, S. 395. 
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Recht der katholi­ Das Freiheitsrecht der katholischen Schule aus Art. 7 Abs. 4 S. 1 GG 
schen Schule auf erstreckt sich auch auf die Auswahl der Lehrer. 
freie Lehrerwahl Gerade weil es sich nicht um irgendeine, sondern um eine am christ­

lichen Menschenbild orientierte Schule handelt, ist die katholische 
Schule auf Lehrer angewiesen, die fähig und bereit sind, an der Ver­
wirklichung dieses besonderen Bildungsaufuags mitzuwirken. Die 
Schule hat deshalb ein legitimes Interesse daran, die an ihr tätigen 
Lehrer auch rechtlich an ihre Zielsetzungen und an die kirchlichen 
Anforderungen zu binden. 

Rechtsgrundlage: Das geschieht durch den Abschluß eines privatrechtlichen Arbeitsver­
Privatrechtlicher trags zwischen Schulträger und Lehrer. 
Arbeitsvertrag 

Handelt es sich bei dem Schulträger um einen Orden, so besteht zwischen 
ihm und seinen als Lehrern tätigen Mitgliedern kein Arbeitsverhältnis, 
sondern eine verbandsrechtliche Beziehung. Wer als Ordensmitglied in 
ein besonderes Rechtsverhältnis zur Kirche tritt, um in der Nachfolge 
Christi zu leben, unterliegt nicht dem Arbeitsrecht, sondern den Ordens­
regeln.48) 

Danach ist der Lehrer verpflichtet, die Erziehungsaufgabe der Schule 
zu unterstützen und seine persönliche Lebensfiihrung nach den 
Grundsätzen der katholischen Glaubens- und Sittenlehre einzurich­
ten. 

Konsequenzen des Bei der Begründung und Gestaltung der Arbeitsverhältnisse der Leh­
Schulträgers rer kommt dem Schulträger nicht nur das Grundrecht der Privatschul­

freiheit, sondern auch die Garantie des kirchlichen Selbstbestim­
mungsrechts nach Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV zugute: 
,,] ede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
selbständig innerhalb der Schranken des fiir alle geltenden Rechts. Sie 
verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürger­
lichen Gemeinde." 
Diese Ämterhoheit erstreckt sich auch auf die privatrechtlich beschäf­
tigten Mitarbeiter.49) 

48) S. hierzu R. Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche. München 1984, S. 25. 
49) Richardi, a. a. 0., S. 1 1  ff. 

4.3 Lehrer an der katholischen Schule 

4.3.1 Rechtsverhältnis von Schulträger und Lehrer 



Loyalitätsverpjlich­ Aus der Verpflichtung des Lehrers, die Zielsetzungen der Schule zu 
tung gegenüber der unterstützen, ergeben sich bestimmte Konsequenzen für sein inner­
kath. Kirche dienstliches Verhalten. Das bedeutet nicht, daß er in allem und jedem 

einen kirchenkonformen Standpunkt vertreten müßte. Auch und ge­
rade die katholische Schule benötigt in ihrer Lehrerschaft kritischen 
Geist und selbständiges Urteil. Sie kann aber verlangen, daß der Leh­
rer die Kirche und ihren erzieherischen Auftrag bejaht. 

Beispielsweise geht es nicht an, daß der Lehrer an einer Ordensschule in sei­
nem Unterricht die evangelischen Gelübde der Armut, der Keuschheit und 
des Gehorsams fortwährend ironisiert oder ins Lächerliche zieht. 

50) Zum folgenden s. Richardi, Arbeitsrecht in der Kirche. A. a. 0., S. 35 ff. 
51 )  Vgl. BVerfGE 70, 138 (165 f., 167). 
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Hieraus ergibt sich: 

- Wie der Schul träger die Pflichten der Lehrer als Arbeitnehmer be­
stimmt, welche Maßstäbe er dabei zugrunde legt, gehört zu den ei­
genen kirchlichen Angelegenheiten.50) 

- Der Staat darf den Schulträger nicht daran hindern, die Arbeitsver­
hältnisse der Lehrer und die von diesen zu erfüllenden Verhaltens­
pflichten an einem dem Erziehungsauftrag der katholischen Schule 
entsprechenden Leitbild auszurichten.51) Andernfalls wäre er ge­
zwungen, sein spezifisches, im katholischen Glauben gründendes 
Bildungskonzept preiszugeben. 

- Dem Schulträger steht es gleichwohl frei, auch nichtkatholische 
(sogar nichtchristliche) Lehrer in seinen Dienst zu nehmen, ohne 
daß die Schule dadurch ihren katholischen Charakter verlöre. 

Literaturhinweise Zum Recht des Schulträgers, die Pflichten des Lehrers als Arbeitnehmer zu bestim­
men: 

• J. ]urina, Das Dienst- und Arbeitsrecht im Bereich der Kirchen in der Bundes­
republik Deutschland. Berlin 1979. 

• J. Frank, Dienst- und Arbeitsrecht. In: HdbStKirchR, Bd. I, S. 669 ff. 

Die Konsequenzen, die sich aus Art. 7 Abs. 4 S. 3 u. 4 GG für die private Ersatz­
schule ergeben, erläutern: 

• F. Müller, Das Recht der Freien Schule nach dem Grundgesetz. A. a. 0., 
S. 148 ff. 

• J. P. Vogel, Das Recht der Schulen und Heime in freier Trägerschaft. A. a. 0., 
S. 83 ff. 

4.3.2 Rechte und IJIichten des Lehrers 
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Für den nichtkatholischen Lehrer bedeutet dies, daß er die sich aus 
dem kirchlichen Erziehungsaufuag ergebenden Besonderheiten be­
achten muß; auch er ist bei der ErfiUlung seiner dienstlichen Auf­
gaben verpflichtet, die allgemeinen und beruf spezifischen Vorschrif­
ten der Kirche einzuhalten. 

Pädagogische Frei­ Diese Verpflichtungen stellen keine unzulässige Einschränkung der 
heit des Lehrers pädagogischen Freiheit des Lehrers dar. Die pädagogische Freiheit ist 

ein Reflex der Privatschulfreiheit, also eine abgeleitete Freiheit, die der 
Lehrer im Dienst der Schule ausübt. Sie ergibt sich im übrigen aus der 
Eigenart der Erziehungsaufgabe, die personen- und situationsbezoge­
ner Kreativität bedarf. 

Daraus erwächst dem Lehrer keineswegs das Recht, seinen individuel­
len Ansichten und Überzeugungen freien Lauf zu lassen. Wie der Leh­
rer an öffentlichen Schulen Verfassung, Gesetz und andere Rechtsvor­
schriften zu beachten hat und an die Richtlinien, Lehrpläne und son­
stigen Anordnungen der Schulbehörde gebunden ist, muß auch der 
Lehrer an der katholischen Schule die sie prägenden Grundsätze aner­
kennen und die vom Schulträger erlassenen Bestimmungen und An­
weisungen befolgen. 

So gesehen kommt dem Grundsatz der pädagogischen Freiheit eher 
Appellcharakter zu; er dient dazu, kleinlichen Reglementierungen des 
Unterrichts (durch die staatliche Schulbehörde dort, durch den kirch­
lichen Schulträger hier) entgegenzuwirken. 

Verpflichtung des Aufgrund ihres christlich-konfessionellen Charakters kann die Schule 
Lehrers zum Reli­ einen Lehrer, der die missio canonica besitzt, verpflichten, Religions­
gionsunterricht unterricht zu geben. 

Der Lehrer vennag sich demgegenüber nicht auf Art. 7 Abs. 3 S. 3 GG zu be­
rufen. Das Grundrecht, die Erteilung von Religionsunterricht zu verweigern, 
gilt nur fiir Lehrer an öffentlichen Schulen. Zwar enthält Art. 7 Abs. 3 S. 3 GG 
wie jedes Grundrecht zugleich ein objektives Rechtsprinzip, das in die Privat­
rechtsordnung hineinwirkt und somit dsätzlich auch die Rechtsstellung �2der Lehrer an Privatschulen beeinflußt. ) Doch gehen Lehrer an einer katho­
lischen Schule eine besondere Bindung ein. 

In dieser Schule stellt der Religionsunterricht ein wesentliches Ele­
ment der Bildungsarbeit dar. Der Lehrer, der über die entsprechenden 
fachlichen und persönlichen Voraussetzungen verfUgt, muß auch in­
soweit bereit sein, sich in den Dienst der Schule zu stellen. 

52) Zur Ausstrahlungswirkung der Grundrechte in das Privatrecht s. zuletzt BVerfGE 
73, 261 (269). 
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- Vereinzelt wird die Meinung vertreten, eine solche Dienstverpflichtung sei 
wegen Verstoßes gegen die guten Sitten (§ 138 Abs. 1 BGB) unzulässig; we­
der die Privatschulfreiheit noch das kirchliche Selbstbestimmungsrecht er­
mächtigten dazu, die Gewissensfreiheit anderer Menschen zu beschnei­
den.53) 

- Dem ist entgegenzuhalten, daß die Gewissensfreiheit keinen Anspruch dar­
auf gibt, in einer privaten Bekenntnisschule von den Folgen der Verweige­
rungshaltung, nämlich der Kündigung, verschont zu bleiben.54) 

AzifSerschulische Auch im außerschulischen Bereich unterliegt der Lehrer besonderen 
Lebensführung Verhaltenspflichten. Er muß der Kirche Loyalität erweisen, muß seine 

Lebensfiihrung nach der Glaubens- und Sittenlehre und den übrigen 
Normen der katholischen Kirche einrichten. 

Damit verträgt es sich nicht, wenn er zum Beispiel aus der Kirche austritt, in 
eheähnlicher Gemeinschaft lebt, zu Lebzeiten seines geschiedenen Ehegatten 
eine neue Zivilehe eingeht, sich in einer Anzeigenaktion gegen den Abtrei­
bungsparagraphen ausspricht usw. 

Die Anforderungen an die Loyalitätsobliegenheiten des nichtkatholi­
schen Lehrers sind insoweit gemindert, als es genügt, daß seine per­
sönliche Lebensfiihrung dem kirchlichen Charakter der Schule nicht 
widerspricht. 

Bei der Beschäftigung nichtkatholischer Lehrer entsteht freilich kirchenrecht­
lich insoweit ein Problem, als can. 803 § 2 eIe 1983 bestimmt, daß die Lehrer 
an der katholischen Schule sich durch Rechtgläubigkeit und rechtschaffenen 
Lebenswandel auszuzeichnen haben. 

Problemfeld: Es leuchtet unmittelbar ein, daß die Schule den Lehrer nicht zur Ein­
Anspruch der haltung der besonderen, auf ihrer Katholizität beruhenden inner-wie 
Kirche - Freiheit außerdienstlichen Verhaltspflichten zwingen kann. Ein darauf gerich­
des Lehrers teter Versuch wäre nicht nur untauglich; er wäre auch unzulässig, weil 

er die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses des 
Lehrers beschnitte und daher gegen die guten Sitten verstieße (§ 138 
Abs. 1 BGB). Allerdings braucht die Schule eine Pflichtverletzung 
nicht kommentarlos hinzunehmen. Verweigert etwa ein Lehrer die 
Erteilung von Religionsunterricht oder verstößt er in seiner privaten 
Lebensfiihrung nachhaltig gegen seine Loyalitätsobliegenheiten, kann 
die Schule das Arbeitsverhältnis durch Kündigung auflösen. 

53) So F. Müller, Das Recht der Freien Schule nach dem Grundgesetz. A. a. 0., S. 64 f. 
54) So auch Link, Religionsunterricht. In: HdbStKirchR, Bd. II, S. 523. 

Th. Maunz, Kirchen als Schulträger. In: HbdStKirchR, Bd. II, S. 568, hält es jeden­
falls fiir zulässig, daß die Ablehnung der Erteilung von Religionsunterricht an ei­
ner kirchlichen Schule als Kündigungsgrund vereinbart wird. 



4.3.3 

Kündigungsschutz Bei einer Kündigung sind allerdings die arbeitsrechtlichen Kündi­
gungsschutzvorschriften zu beachten: 

- Nach § 1 KSchG ist eine ordentliche, an die Einhaltung der gesetz­
lichen oder vertraglich vorgesehenen Kündigungsfrist gebundene 
Kündigung nur wirksam, wenn sie sozial gerechtfertigt, d. h. durch 
Gründe in der Person oder im Verhalten des Lehrers oder durch 
dringende betriebliche Erfordernisse, die einer Weiterbeschäfti­
gung entgegenstehen, bedingt ist. 

- Die Zulässigkeit der außerordentlichen, also fristlosen Kündigung 
setzt gemäß § 626 BGB einen wichtigen Grund voraus; es müssen 
Tatsachen vorliegen, aufgrund derer dem Kündigenden unter Be­
rücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und unter Abwägung 
der Interessen beider Vertragsteile die Fortsetzung des Arbeitsver­
hältnisses bis zum Ablauf der Kündigungsfrist oder bis zu der ver­
einbarten Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht zugemutet 
werden kann; die außerordentliche Kündigung muß innerhalb von 
zwei Wochen seit Kenntnis der rur sie maßgeblichen Tatsachen er­
folgen. 

. . .  und kirchliches Die kündigungsschutzrechtlichen Vorschriften der §§ 1 KSchG, 626 
Selbstbestimmungs­ BGB gehören zu dem rur alle geltenden Gesetz, das dem Selbstbestim­
recht mungsrecht des kirchlichen Schulträgers Schranken zieht. Doch sind 

diese Regelungen ihrerseits im Licht der verfassungsrechtlichen Ga­
rantie des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts zu interpretieren.55) 
Der Lehrer, der durch sein Verhalten zu dem christlich geprägten Bil­
dungsauftrag der Schule und zu den Grundsätzen der katholischen 
Glaubens- und Sittenlehre in Widerspruch gerät, beeinträchtigt die 
Glaubwürdigkeit von Schule und Kirche. Mit dem kirchlichen Selbst­
bestimmungsrecht wäre es nicht zu vereinbaren, wenn der Schulträger 
durch das vom gekündigten Lehrer angerufene Arbeitsgericht zur 
Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses verpflichtet würde. In diesen Fäl­
len ist daher eine ordentliche Kündigung sozial gerechtfertigt; bei 
schwerwiegendem Verstoß liegt ein wichtiger Grund vor, der zur 
außerordentlichen Kündigung berechtigt. 

Im übrigen bestehen auch fiir Lehrer an nichtkirchlichen Schulen mit einer 
bestimmten weltanschaulichen, pädagogischen oder sozialen Tendenz be­
sondere - wenn auch nicht so weitreichende - Treuepflichten, deren Verlet­
zung den Schulträger zur Kündigung berechtigt. Daher kann zum Beispiel 

55) BVerfGE 53, 366 (401); E 66, 1 (22); E 70, 138 (167); E 70, 278 (289). 

Kündigung 
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der Lehrer an einer Waldorfschule, der die Waldorfpädagogik in der Öffent­
lichkeit ätzender Kritik unterzieht, entlassen werden.56) 

Kündigung und Die Tatsache, daß der Schulträger kündigen kann, heißt nicht, daß er 
Gleichbehandlungs­ auch kündigen muß. Nicht selten steht er vor einem Dilemma. Es gibt 
gebot Verhaltensformen, die zwar kirchliche Grundsätze verletzen, nach 

den in unserer Gesellschaft herrschenden Auffassungen aber keines­
wegs als anstößig gelten. 

So gehört heute etwa das Eingehen einer eheähnlichen Gemeinschaft oder die 
Wiederverheiratung eines Geschiedenen zum Normalbestand bürgerlicher 
Existenz. 

Wenn der Schulträger solche Vorgänge zum Anlaß nimmt zu kündi­
gen, stößt er häufig auf Unverständnis .  Gegen eine Entlassung mag 
nicht selten auch der Gesichtspunkt sprechen, daß gerade der von ihr 
betroffene Lehrer ein besonders befähigter und beliebter Pädagoge ist. 

Großzügigkeit kann sich indes leicht rächen. Verzichtet der Schulträ­
ger auf die an sich mögliche Entlassung, läuft er Gefahr, sein Kündi­
gungsrecht in künftigen gleichgelagerten Situationen zu verlieren. Mit 
dem arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgebot ließe es sich kaum 
vereinbaren, daß er ein und dieselbe Loyalitätsverletzung beim Lehrer 
X generös duldet, beim Lehrer Y aber mit einer Kündigung sanktio­
niert. Das kirchliche Selbstbestimmungsrecht verleiht dem Schulträ­
ger nicht die Befugnis, seine Grundsätze einmal milde zu übergehen, 
ein anderes Mal strikt anzuwenden. 

Genügende rechtli­ Da der Kündigungsschutz rur Lehrer an katholischen Schulen schwä­
che Sicherung der cher als sonst im Arbeitsrecht ausgebildet ist, könnte man daran zwei­
Lehrkriifte? feln, ob ihre Stellung im Sinne von Art. 7 Abs. 4 S. 4 GG rechtlich ge­

nügend gesichert ist. 

Hierbei ist jedoch zu bedenken, daß es sowohl der Privatschulfreiheit 
nach Art.  7 Abs . 4 S .  1 GG als auch dem durch Art. 140 GG i .  V. m. 
Art. 137 Abs. 3 WRV garantierten Selbstbestimmungsrecht zuwider­
liefe, wenn die Schule einen Lehrer weiterbeschäfugen müßte, der ihre 
Glaubwürdigkeit gefährdet. Das Recht der Schule, einen eigenverant­
wortlich geprägten und gestalteten Unterricht zu erteilen, wäre beein­
trächtigt, wenn sie sich eines Lehrers bedienen müßte, der wesent­
liche, rur ihren Erziehungsaufuag konstitutive Grundsätze ablehnt. 

56) Zur Parallelität und Andersartigkeit von " Tendenzschutz und Kirchenautonomie 
im Arbeitsrecht" s. den gleichnamigen Aufsatz von B. Rüthers. In: Neue Juristi­
sche Wochenschrift 1978, 2066 ff. 
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Freie Auswahl der Zu dem Gestaltungsraum, der der katholischen Schule durch Art. 7 
Schüler Abs. 4 S .  1 GG - und zusätzlich durch Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 

Abs. 3 WRV - gesichert ist, gehört auch und vor allem das Recht der 
freien Auswahl der Schüler. Ein Anspruch auf Aufnahme besteht 
nicht. 

Vgl. BVerfGE 46, 73 (85). 

Das Gebot der genügenden rechtlichen Sicherung der Stellung des 
Lehrers geht daher nicht so weit, daß er sich von seinen aus dem spezi­
fischen Charakter der Schule herrührenden Verpflichtungen lösen 
könnte, ohne zugleich die Konsequenz einer Entlassung in Kauf neh­
men zu müssen. 

Kein Anspruch Zur Vervollständigung sei noch darauf hingewiesen, daß die Lehrer 
auf Betriebsrat und die übrigen vom Schulträger beschäftigten Arbeitnehmer nicht 

die Wahl eines Betriebsrates verlangen können: Das Betriebsverfas­
sungsgesetz nimmt in seinem § 118 Abs. 2 die Religionsgesellschaften 
und ihre karitativen und erzieherischen Einrichtungen unbeschadet 
deren Rechtsform vom Anwendungsbereich des Gesetzes aus. 

Diese Sonderregelung kommt auch solchen katholischen Schulträgern zugu­
te, die nicht in die kirchliche Organisation eingegliedert sind. Es genügt, daß 
sie der Kirche zugeordnet sind und nach deren Selbstverständnis ein Stück 
des kirchlichen Auftrags in der Welt erfiillen. Auch ihnen ist daher das Selbst­
bestimmungsrecht in den eigenen Angelegenheiten durch Art. 140 GG 
i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV gewährleistet. Sie haben somit selbst zu ent­
scheiden, ob und in welcher Weise die Lehrer und die übrigen Beschäftigten 
in Angelegenheiten, die ihre Interessen berühren, mitwirken.57) 

{hterverweise Die Position und die Aufg�ben des Lehrers an der katholischen Schule werden in­
nerhalb dieses Bandes an verschiedenen Stellen unter verschiedenen Gesichts­
punkten behandelt. 

Hingewiesen sei auf die Beiträge 

• "Der Lehrer an der katholischen Schule" (vgl. Heft 13 dieses Bandes), 
• "Spiritualität des Lehrers in der katholischen Schule" (vgl. Heft 14 dieses Ban­

des), 
• "Das Kollegium an der katholischen Schule" (vgl. Heft 16 dieses Bandes). 

Literaturhinweis Zur Geltung des Gleichbehandlungsgrundsatzes im Kündigungsrecht: 

• G. Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch. München 1983, S. 681. 

4.4 Schüler an der katholischen Schule 



Recht auf Abmel­ Da die katholische Schule ihre Schüler zu einern Leben aus dem Glau­
dung vom Reli­ ben anleiten will, ist der Religionsunterricht wesentlicher und zu­
gionsunterricht an gleich selbstverständlicher Bestandteil ihres Bildungsprograrnms. Die 
einer katholischen Pflicht der Schüler zur Teilnahme arn Religionsunterricht folgt unmit­
Schule? telbar aus ihrer Zugehörigkeit zur Schule, aus dem Zweck des Schul­

verhältnisses; einer ausdrücklichen Bestimmung im Schulvertrag be­
darf es nicht. 

Damit stellt sich die Frage, ob die Eltern ihr Kind oder (religionsmün­
dige) Schüler sich selbst der Teilnahmepflicht durch Abmeldung vorn 
Religionsunterricht entziehen können. 

58) S. hierzu H. Hecke!, Deutsches Privatschulrecht. Köln 1955, S. 32 ff; F. Müller, 
Das Recht der Freien Schule nach dem Grundgesetz. A. a. 0., S. 148 ff. 

59) BVerfGE 75, 40 (63). 
6<) BVerfGE 27, 195 (209). 

H. Avenarius, Gesetzesvorbehalt und Privatschulrecht. A. a. 0., S. 183 f.;J. P. Vo­
gel, Das Recht der Schulen und Heime in freier Trägerschaft. A. a. 0., S. 18. Eine 
andere Ansicht vertritt H. Hecke!, Deutsches PrivatSchulrecht. A. a. 0., S. 235. 
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- Der Schule bleibt es unbenommen, bei der Zulassung von Schülern 
nach konfessionellen Gesichtspunkten vorzugehen, also zum Bei­
spiel nur katholische Schüler oder jedenfalls eine Mindestzahl ka­
tholischer Schüler aufZunehmen; andererseits könnte sie sogar von 
konfessionellen Selektionskriterien gänzlich absehen. 

- Sie ist nicht an das an öffentlichen Schulen herrschende Koeduka­
tionsprinzip gebunden, kann also entweder nur jungen oder nur 
Mädchen zulassen. 

- Das Recht der freien Schülerauswahl ist verfassungsrechtlich allein 
durch das Verbot wirtschaftlicher Diskriminierung (Art. 7 Abs. 4 
S .  3 GG) eingeschränkt.58) 

Das schließt zwar die Erhebung von Schulgeldern nicht aus. Die staatliche 
Genehmigung ist aber zu versagen oder aufzuheben, wenn überhöhte Schul­
gelder eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern 
auch nur fördern würden; in solchen Fällen ist es nicht damit getan, daß die 
Schule ausnahmsweise besonders begabten oder besonders armen Kindern 
Schulgeldstipendien gewährt.59) 

Anerkannten Ersatzschulen kann der Staat überdies vorschreiben, bei der 
Aufnahme von Schülern die Eignungsvoraussetzungen nach den für öffent­
liche Schulen geltenden Aufnahmevorschriften zu beachten.60) 

4.4. 1 Der Religionsunterricht 
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Nach Art. 7 Abs. 2 GG haben die Eltern das Recht, über die Teilnah­
me des Kindes am Religionsunterricht zu bestimmen, und somit auch 
die Befugnis, den Schüler davon abzumelden. Dieses Recht geht nach 
dem Gesetz über die religiöse Kindererziehung (RKEG) vom 15. 7. 
1921 mit zunehmendem Kindesalter schrittweise auf den Schüler 
über: 

- Vom 12. Lebensjahr an darf der Schüler nicht gegen seinen Willen 
vom Religionsunterricht abgemeldet werden (§ 5 S. 2 RKEG). 

- Mit 14 Jahren ist er religionsmündig, entscheidet also allein über 
die Teilnahme oder Nichtteilnahme (§ 5 S. 1 RKEG). 

Ausnahmeregelungen: 

- In Bayern und im Saarland kann sich der Schüler erst mit 18 Jahren abmel­
den (Art. 137 Abs. 1 bay. Verf., Art. 25 Abs. 3 Bay EUG61); Art. 29 Abs. 2 
saarl. Verf., § 14 saarl. SchoG). 

- Auch die Verfassung von Rheinland-pfalz gewährt dem Schüler ein Abmel­
derecht erst mit 18  Jahren (Art. 35); die Schulordnungen dieses Landes hal­
ten jedoch im Interesse des religionsmündigen Schülers an dieser Alters­
grenze nicht fest und räumen ihm mit Vollendung des 14. Lebensjahres die 
Befugnis ein, die Teilnahme am Religionsunterricht abzulehnen (z. B. § 39 
Abs. 1 S. 2 Schulordnung für die öffentlichen Hauptschulen, Realschulen, 
Gymnasien und Kollegs). 

Umstritten ist, ob die erwähnten landesverfassungsrechtlichen Vorschriften, 
die eine von den Regelungen des RKEG abweichende Altersgrenze festlegen, 
wirksam sind.62) 

Das Recht auf Abmeldung vom Religionsunterricht, das Ausprägung 
der grundrechtlich geschützten Freiheit des religiösen und weltan­
schaulichen Bekenntnisses (Art. 4 Abs. 1 GG) ist, gilt zwar unmittelbar 
nur im öffentlichen Schulwesen.63) Es wirkt aber als objektives Rechts­
prinzip auch auf das privatrechtliche Schulverhältnis zwischen der 
katholischen Schule und dem Schüler (bzw. seinen Eltern) ein. Ande­
rerseits gebietet der durch die Freiheitsrechte aus Art. 7 Abs. 4 S. 1 GG 
und Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV geschützte christlich­
konfessionelle Charakter der katholischen Schule die Mitwirkung des 
Schülers am Religionsunterricht. 

So heißt es in der Grundordnung fiir katholische Schulen in freier T rä­
gerschaft im Lande Hessen (§ 3 Abs. 3 Nr. 3): 

61) Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen v. 10. 9. 1982. 
62) Verneinend u. a. C. Link, Religionsunterricht. A. a. 0., S. 525 ff.; bejahend u. a. 

W. Rees, Der Religionsunterricht und die katechetische Unterweisung in der 
kirchlichen und staatlichen Rechtsordnung. A. a. 0., S. 268 f. 

63) C. Link, Religionsunterricht. A. a. 0., S. 523. 



Auflagen für den Gelegentlich stehen katholische Schulen vor dem Problem, ob und 
Vertrieb einer unter welchen Voraussetzungen sie den Vertrieb einer von ihren 
Schülerzeitung Schülern herausgegebenen Schülerzeitung auf dem Schulgrundstück 

zulassen müssen. 

Aus dem Gebot der Gleichwertigkeit der Einrichtungen (Art. 7 Abs. 4 
S. 3 GG) ergibt sich eine solche Verpflichtung nicht. Schülerzeitungen 
gehen aus der freien Initiative der Schüler hervor; sie zählen also nicht 
zu den Einrichtungen der Schule.66) 

Es bleibt aber die Frage zu klären, ob Schüler, die ihre Zeitung auf dem 
Schulgelände vertreiben wollen, sich auf die Grundrechte der freien 
Meinungsäußerung und der Pressefreiheit einschließlich des Zensur­
verbots (Art. 5 Abs. 1 GG) berufen können. Diese Grundrechte rich­
ten sich zwar gegen den Staat, also nicht gegen den privaten Schulträ­
ger; sie strahlen jedoch als Elemente objektiver Ordnung auch auf das 
Rechtsverhältnis an privaten Schulen aus. Allerdings können sie die 
dem Schulträger verfassungsrechtlich garantierte freie Gestaltung des 
Schullebens (Art. 7 Abs. 4 S. 1 GG und Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 
Abs. 3 WRV) nicht beiseite schieben. 

Der Norrnenkonflikt ist dadurch auszugleichen, daß dem Schulträger 
die Möglichkeit erhalten bleiben muß, einer Gefährdung des beson-

64) Veröffentlicht im Kirchlichen Amtsblatt rur die Diözese Mainz 1985, S. 35. 
65) So auch W. Rees, Der Religions unterricht und die katechetische Unterweisung in 

der kirchlichen und staatlichen Rechtsordnung. A. a. 0., S. 269 f. 
66) J. P. Vogel, Das Recht der Schulen und Heime in freier Trägerschaft. A. a. 0., S. 77. 
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"Religiöse Erziehung und Bildung prägen als Prinzip die Gestaltung 
des Schullebens. Die Teilnahme am Religionsunterricht ist unver­
zichtbarer Bestandteil der ganzheitlichen Erziehung an der Schule. "64) 

Fazit Daraus folgt: Die Schule kann den Schüler nicht zur Teilnahme am 
Religionsunterricht zwingen. Zugleich ist sie aber berechtigt, im Falle 
der Abmeldung den Schulvertrag zu kündigen.65) 

Literaturhinweise Zu den mit der Abmeldung vom Religionsunterricht an öffentlichen Schulen ver­
bundenen Rechtsfragen im einzelnen: 

• H. Heckel/H. Avenarius, Schulrechtskunde. A. a. 0., S. 360 ff. 
• C. Link, Religionsunterricht. In: HdbStKirchR, Bd. Il, S. 525 ff. 
• W. Rees, Der Religionsunterricht und die katechetische Unterweisung in der 

kirchlichen und staatlichen Rechtsordnung. A. a. 0., S. 264 ff. 

4.4.2 Sch ülerzeitungen 
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deren Erziehungsauftrags und der Glaubwürdigkeit der katholischen 
Schule durch die Verbreitung der Schülerzeitung vorzubeugen. Das 
für Schülerzeitungen an öffentlichen Schulen grundsätzlich geltende 
Zensurverbot (Art. 5 Abs. 1 S. 3 GG) gelangt daher hier nicht zur An­
wendung. 

Fazit Der Schulträger ist berechtigt, den Vertrieb der Schülerzeitung von 
seiner jeweils im Einzelfall zu erteilenden vorherigen Erlaubnis ab­
hängig zu machen.67) 

Literaturhinweis Zur Bedeutung dieser Grundrechte rur die Gestaltung und Verbreitung von Schü­
lerzeitungen an öffentlichen Schulen: 

• H. Heckel/H. Avenarius, Schulrechtskunde. A. a. 0., S. 379 ff. 

67) So im Ergebnis auch F. Müller, Das Recht der Freien Schule nach dem Grund­
gesetz. A. a. 0., S. 223 ff. 
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5 .  Schluß 

Durch sein Verfassungsrecht eröffnet der Staat der katholischen Schu­
le die Möglichkeit, ihren spezifischen, christlich-fundierten Erzie­
hungsauftrag zu verwirklichen. Es liegt an ihr, diese Chance zu nut­
zen. 

Zugleich sind Gefährdungen dieser Freiheit zu beobachten: 

- Bundesländer engen durch Gesetzgebung und Schulverwaltung 
den Gestaltungsraum der katholischen Schulen wie auch der übri­
gen Privatschulen teilweise in einem verfassungswidrigen Ausmaß 
ein.68) 

Schulbehörden setzen sich über die Grenzen ihrer Aufsichtsbefug­
nisse, die allein die Einhaltung der Genehmigungsbedingungen 
nach Art. 7 Abs. 4 GG sichern sollen, hinweg. 

- Mancher katholische Schulträger nimmt allzu bereitwillig die ihm 
aufgenötigte Anpassung an das öffentliche Schulwesen hin. Man 
vermeidet Konflikte, möchte sich die staatliche Anerkennung - im 
doppelten Sinn des Wortes - und die damit zumeist einhergehende 
staatliche Finanzbeihilfe nicht verscherzen. 

Das kann zu einer Gleichförmigkeit der katholischen Schule fuhren, 
die sich nicht immer auf Äußerlichkeiten beschränkt, sondern gele­
gentlich auf die Inhalte durchschlägt und dadurch ihre christlichen 
Konturen verschwimmen läßt. 

Solchen Versuchungen sollte die katholische Schule standhalten. Sie 
darf ihre religiöse Grundlage und ihr darauf beruhendes Profil nicht 
preisgeben. Nur dann schöpft sie den Freiraum aus, den ihr der Staat 
des Grundgesetzes eröffnet. 

68) S. hierzu die Kritik von F. Müller, Das Recht der Freien Schule nach dem Grund­
gesetz. A. a. 0., S. 121 ff., an der unterverfassungsrechtlichen Gesetzgebung und 
Exekutivpraxis in Nordrhein-Westfalen. 


